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Editorial

Inzwischen sind unser Bundestreffen und auch der 
Parteitag DER LINKEN Geschichte. Die Berichte 
und die in Bad Sachsa angenommene Entschlie-
ßung findet Ihr ab Seite 3. 
Wir gehen mit guten Dokumenten in den Wahl-
kampf. Das betrifft unsere Entschließung ebenso, 
wie das in Dresden beschlossene Wahlprogramm. 
Jetzt kommt es darauf an, diese publik zu machen. 
Auch für Ökologen in DER LINKEN gibt es keinen 
Grund, sich damit zu verstecken.
Die ersten Monate des Jahres waren geprägt von 
direkten und indirekten Angriffen auf die Umstel-
lung der Energieversorgung auf 100% regenerative 
Quellen. 
Das beginnt mit der Aushöhlung und Entstellung 
des Begriffes „Energiewende“ durch Regierungspo-
litiker – weshalb er hier auch möglichst nicht ver-
wendet wird – und den Krokodilstränen über die 
Verbraucher-Strompreise, die nur zum geringen 
Teil auf das EEG zurückzuführen sind. Es setzt sich 
fort mit der stillschweigenden Annahme gewalti-
ger Strommengen, die angeblich aus dem Norden 

in den Süden transportiert werden müssen und 
8.200 km neue und auszubauende Stromtrassen 
erfordern (NEP 2013). Sie werden jedoch insbe-
sondere den in Moorburg und Wilhelmshaven ge-
planten neuen Kohlekraftwerken (zusammen 2,44 
GW) zugutekommen. Umweltschützer, die dage-
gen protestieren, werden als Blockierer der „Ener-
giewende“ abgestempelt. Dagegen haben die 
Regierungen den für die Einspeisung erneuerba-
rer Energien erforderlichen Speicherausbau jahre-
lang verschleppt und auch die ab 1.5.2013 gültige 
Speicher-Förderung ist unzureichend, weil sie nur 
dem Eigenverbrauch dient, nicht aber einer netz-
dienlichen Betriebsweise der Speicher (S. 15 und 
„Pufferspeicher für Solarstromanlagen ...“, Tarantel 
Nr. 59, S. 17) und der besseren Einspeisung durch 
PV-Anlagen.
Von der Brisanz der mit dem Klimawandel zusam-
menhängenden Probleme haben wir im ersten 
Halbjahr einen kleinen Vorgeschmack erhalten: Wer 
glaubt(e), der Klimawandel bedeutet bloß „ein biss-
chen wärmer“ – was manchen gar nicht so unange-

nehm wäre – konnte im 
März feststellen, dass 
das auch „ein bisschen 
kälter“ sein kann (siehe 
S. 20). Und der Mai er-
wies sich als „ein biss-
chen feuchter“ – bis 
hin zum zweiten „Jahr-
hunderthochwasser“ 
innerhalb 11 Jahren. 
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Bericht vom Bundestreffen der Ökologischen 
Plattform am 20/21. April 2013 in Bad Sachsa
Manfred Wolf
Das Bundestreffen stand im Zeichen der Weiter-
führung der Debatte zum Entwurf des Bundestags-
Wahlprogramms der LINKEN.
Wolfgang Methling, Mitglied des Vorstandes der 
LINKEN, berichtete über die Sitzung des Vorstan-
des vom 13/14.4., auf der der Entwurf als Leitantrag 
an den Parteitag im Juni in Dresden beschlossen 
wurde, sowie über Möglichkeiten weiterer Ände-
rungsvorschläge und Anträge zum Entwurf. Er wid-
mete sich besonders den Aussagen im Entwurf zu 
ökologischen Fragen und wieweit die dem Vorstand 
eingereichten Vorschläge der ad hoc – AG von Ver-
tretern der Plattform, der BAG Umwelt, Energie, 
Verkehr und der Bundestagsfraktion im jetzt vorlie-
genden Entwurf berücksichtigt sind.
Aus seinen Darlegungen und der anschließenden 
Diskussion ergab sich, dass es an einigen Stel-
len des Entwurfs aus ökologischer Sicht noch Än-
derungsbedarf gibt. Insgesamt wurde der jetzt 
erreichte Stand von den Teilnehmern des Bundes-
treffens aber zustimmend und mit Dank an die Ar-
beit der Textgruppe im Vorstand aufgenommen.
Ein weiterer inhaltlicher Schwerpunkt des Bundes-
treffens war das Thema „Aufgaben der Bundesre-
gierung zum schnellen Erreichen einer 100%igen 
Versorgung mit regenerativer Energie“. Dazu 
sprach der Geschäftsführer des Solarenergie-För-
dervereins Wolf v. Fabeck.
In seinem Vortrag legte er besonderen Wert auf 
die Notwendigkeit und die sich ergebenden Mög-
lichkeiten einer kontinuierlichen Lieferung aus sich 
ständig regenerierenden Quellen, sodass die Be-
reithaltung einer Grundlastbelieferung aus atoma-

ren oder fossilen Quellen nicht mehr erforderlich ist.
Zu dieser Frage heißt es im Entwurf des 
Wahlprogramms:
“Der Übergang zu einem erneuerbaren Energiesys-
tem erfordert die flexible Steuerung von Stromerzeu-
gung und -verbrauch sowie die Zwischenspeicherung 
von Elektrizität. Dafür brauchen wir eine Speicher-
Offensive im Bereich Forschung und Entwicklung.“
Unter dem Eindruck des Vortrages von v. Fabeck 
sowie der entsprechenden Forderung im Wahl-
programm beschlossen die Teilnehmer des Bun-
destreffens die Erklärung “Energiewende nicht 
abwürgen, sondern durch Ausbau mit dezen-
tralen Speichern für regenerative Energie 
beschleunigen.“
Dem Bericht zur Arbeit der Plattform im zurück-
liegenden Jahr wurde zugestimmt. Er würdigte 
die Wirkung ihrer Arbeit in der Partei anhand der 
Entwicklung des Standes der Ökologie in den pro-
grammatischen Dokumenten und in der Politik der 
Partei. Es wurde mit Genugtuung erkannt, dass es 
heute eine breite Phalanx ökologisch Engagierter 
in der Partei gibt, die gemeinsam mit der Plattform 
für unser gemeinsames Anliegen arbeiten.
Als Beispiel dafür wurde „Das rote Projekt für 
einen sozial-ökologischen Umbau“ , Plan B der 
Bundestagsfraktion mit Zustimmung zur Kenntnis 
genommen.
Die Plattform strebt für das nächste Jahr eine Kon-
ferenz der LINKEN zum Thema „Sozial-ökologi-
scher Umbau“ an, mit der die Partei zu verstärkter 
konkreter Arbeit in Bundesländern und Kommunen 
für diesen Umbau mobilisiert werden soll.

Ungeachtet dessen gibt es Menschen, die den Kli-
mawandel weiterhin anzweifeln („Klimaskeptiker“ 
- siehe auf unserer Internetseite „berechtigter Auf-
schrei?“) sowie Politiker, die „Business as usual“ 
betreiben: Hochwasser ist für sie eine Frage von 
Deichausbau, Poldern und Rückbau von Flussbegra-
digungen, die „Energiewende“ eine Frage der Kos-
ten, Verbraucherpreise oder Arbeitsplätze usw....

Wir sehen den Übergang zu 100% erneuerbarer 
Energieversorgung als das Schlüsselproblem des 
sozialökologischen Umbaus an. Zu diesem Thema 
haben wir drei neue Falt-blätter aufgelegt, die wir 
Euch in der vorliegenden Tarantel vorstellen.

Die Redaktion
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Eine große Mehrheit der Deutschen will eine 
Energiewende: sauberen Strom aus Fotovoltaik, 
Wind- und Wasserkraft statt CO2-Schleudern und 
Jahrtausende strahlende Abfälle.
Das wäre dringend notwendig, um die globale Kli-
maerwärmung zu begrenzen. Das 2-Grad-Ziel ist 
jetzt schon nicht mehr einzuhalten, 5 Grad sind 
zum Ende des Jahrhunderts wahrscheinlich und 
können zum Kollaps vieler Ökosysteme und zur Un-
bewohnbarkeit ganzer Regionen führen.
Daher muss jetzt jede regenerativ erzeugte Kilo-
wattstunde genutzt, jedes Kilogramm CO2-Emission 
vermieden werden. Um zunehmende Abregelungen 
regenerativer Erzeugungsanlagen zu vermeiden, 
sind dezentrale Stromspeicher nötig, die nicht ge-
nutzte Erzeugungsspitzen speichern und verzögert 
zur Verfügung stellen.
Doch statt die Energiewende voranzutreiben und 
ihrer Verantwortung gegenüber der Bevölkerung und 
zukünftigen Generationen gerecht zu werden, sub-
ventioniert die Bundesregierung den atomarfossilen 
Komplex mit mindestens 16 Mrd. € pro Jahr – mit 
steigender Tendenz (Quelle: Umweltbundesamt).

Diese Summe würde ausreichen, um zum Beispiel 
mehr als 1,2 Mio. Fotovoltaikanlagen á 15 m2 mit 
Speichern und Energiemanagement zu errichten, 
die ohne Probleme in die vorhandenen Netze integ-
riert werden können. Würden Neuanlagen mit 50% 
bezuschusst, könnten Bürger motiviert werden, zu-
sätzlich zu den bisherigen Zubauraten die Strom-
erzeugungskapazität jährlich um ca. 7.300 MWp 
(2012 waren es 7.630 MWp) zu steigern. Selbst 
ohne Einspeisevergütung ergeben sich mit dieser 
Förderung Amortisationszeiten von 10 Jahren wäh-
rend die Anlagenlebensdauer 30 Jahre beträgt.
Die Ökologische Plattform bei DER LINKEN fordert 
die Förderung dezentraler kleiner Fotovoltaikanla-
gen mit angepassten Stromspeichern durch eine 
50%ige Bezuschussung.
Zur Gegenfinanzierung sollen die bisherigen um-
weltschädlichen Industriesubventionen gestrichen 
werden.

Beispiele:

Energiewende nicht abwürgen, sondern durch Ausbau mit 
dezentralen Speichern für regenerative Energien beschleunigen!
Erklärung des Bundestreffens der Ökologischen Plattform in Bad Sachsa am 21.April 2013

Strom- und Energiesteuerermäßigung für das produzierende Gewerbe 2,415 Mrd. €

Spitzenausgleich bei der Ökosteuer für das produzierende Gewerbe 1,962 Mrd. €

Steuerentlastung für energieintensive Betriebe 0,886 Mrd. €

Steinkohlesubventionen 0,434 Mrd. €

Begünstigungen der Braunkohlewirtschaft 0,195 Mrd. €

Energiesteuervergünstigung für Kohle 0,154 Mrd. €

Herstellerprivileg für die Produzenten von Energieerzeugnissen 0,270 Mrd. €

Energiesteuerbefreiung für die nicht-energetische Verwendung fossiler 
Energieträger

1,600 Mrd. €

Kostenfreie Zuteilung von Emissionsberechtigungen 7,783 Mrd. €

Subventionierung der Kernenergie (F&E 2008) 0,332 Mrd. €

Subventionierung der Kernenergie (Haftungsvorteil) 0,077 Mrd. €
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Dr. Johanna Scheringer-Wright
Glücklicherweise war die Flutwelle schon durch, 
als wir am Freitag den Bundesparteitag eröffne-
ten. Dieser Bundesparteitag hatte drei Aufgaben 
zu bewältigen: 1. Beratung und Beschluss des Bun-
destagswahlprogramm, 2.  Wahl der Schiedskom-
mission und der Finanzrevisionskommission und 
3. Behandlung von Anträgen zur Änderung der 
Bundessatzung.
Der Parteitag insgesamt wirkte unspektakulär, war 
aber sehr arbeitsintensiv.
Im Vorfeld des Bundesparteitages hatte der Par-
teivorstand bis auf vier Änderungsanträge alle 
die von uns geforderten Änderungen in den Leit-
antrag/Programmentwurf übernommen. Das war 
eine Übernahmequote von 90 Prozent und war  ein 
guter Erfolg schon vor dem Parteitag!
Vor dem Hintergrund der Empfehlungen von ÖPF- 
und BAG-Mitgliedern und dem extrem engen Zeit-
horizont verständigten wir ÖPF-Delegierte uns 
darauf, aus den vier verbliebenen Anträgen, den 
Antrag zur Energiewende als Voraussetzung für 
eine Regierungsbeteiligung einzubringen. Er lautete 
„DIE LINKE betrachtet die Energiewende als das ge-
genwärtig entscheidende Kettenglied für den Schutz 

100 % sozial, aber auch ökologisch !

der natürlichen Lebensbedingungen und wird sich 
deshalb an keiner Regierung beteiligen, die nicht zu 
einer radikalen Änderung der bisherigen Energiepo-
litik bereit ist.“ Zur Begründung führten wir an, dass 
wenn wir es ernst meinen mit der Energiewende, 
wir dann uns nicht an Regierungen beteiligen kön-
nen, die eine radikale Energiewende unterlaufen, 
und weiter den fossilen Energiepfad beschreiten.
Es gab im Leitantrag wenige konkrete  Bedingun-
gen für eine Regierungsbeteiligung.  Diese bezie-
hen sich auf die Ablehnung von Privatisierung der 
Daseinsvorsorge und auf die Ablehnung von Krie-
gen und Auslandseinsätzen der Bundeswehr als 
Mittel der Konfliktlösung. Wir stimmten darin über-
ein, auch für das zentrale Politikfeld im Bereich der 
Energiepolitik einen entsprechenden Vorbehalt zu 
formulieren. Erst um 23.00 Uhr konnten wir diesen 
Antrag einbringen. Leider wurde er von den Dele-
gierten nicht übernommen. Wenn wir uns jedoch  
in Erinnerung bringen, wie stark Haltelinien für Re-
gierungsbeteiligungen in unserer Partei und insbe-
sondere von Mandatsträgern diskutiert wurden, 
und wie lange es gebraucht hatte, einige wenige 
durchzusetzen, verwundert es nicht, dass eine wei-

Bericht vom Bundesparteitag in Dresden
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tere Haltelinie von den Delegierten, wie auch vorab 
vom Parteivorstand nicht  aufgenommen wurde. 
Das bedeutet aber nicht, dass wir von dieser For-
derung Abstand nehmen sollten. Vor dem Hinter-
grund, dass zum Beispiel die Gesetzgebung für die 
Förderung von unkonventionellem Erdgas nur auf-
grund der Bundestagswahl auf Eis liegt, während 
Energiekommissar Öttinger munter weiter für diese 
Technologie und Energiequelle wirbt, wird die For-
derung nach einer radikalen und konsequenten 
Energiewende nach der Bundestagswahl umso 
wichtiger.
Insgesamt können wir feststellen, dass wir den 
ökologischen Anspruch unserer Partei in das Bun-
destagswahlprogramm einweben konnten, und das 
zeigt uns, dass unsere inhaltliche  Arbeit Früchte 
trägt.
Kleinere Kontroversen hatte das Thema Euro-
Beibehaltung und Laizismus hervorgerufen. Aus 
verschiedenen Gründen, wie dem Wunsch nach 
Geschlossenheit, als auch aus Zeitmanngel wur-
den diese Debatten nur verkürzt und damit für die 
Mehrheit der Delegierten teilweise unverständlich 
geführt.  Mit den Ergebnissen waren daher Einzelne 
nicht ganz so glücklich. 
Alles in allem haben wir also jetzt ein ganz brauchba-
res, wenn auch langes Bundestagswahlprogramm.
Auch die Wahlen gingen problemlos vonstatten, so 

dass unsere Partei jetzt wieder über eine arbeitsfä-
hige Bundesschiedskommission und eine Bundes-
finanzrevisionskommission verfügt.
Als Delegierte der ÖPF hatten wir uns vorab und 
in den Mittagspausen eng mit anderen Bundesar-
beitsgemeinschaften abgestimmt, um die Anträge 
zur Änderung der Satzung im § 7 (Zusammen-
schlüsse) abzuwehren.  Diese Anträge sollten den 
Bundesarbeitsgemeinschaften und Zusammen-
schlüssen die stimmberechtigten Delegierten ent-
ziehen, bzw. nur noch Delegierte mit beratender 
Stimme zulassen. Aus Zeitgründen wurden diese 
Satzungsanträge nicht mehr behandelt, sie sind 
daher  erst einmal hinfällig,  könnten aber auf dem 
nächsten Parteitag wieder eingereicht werden. Ge-
rade unser jetzt beschlossenes Bundestagswahl-
programm ist lebendiger Beweis dafür, wie wichtig 
die inhaltliche Arbeit der Zusammenschlüsse und 
dann die formale Vertretung dieser Arbeit auf den 
Parteitagen ist. Insgesamt wurden zwar einige Sat-
zungsänderungen durchgezogen, die die Rechte 
der Mitglieder schmälern, der große Schlag gegen 
Mitgliederrechte, Parteiöffentlichkeit und Transpa-
renz hat sich nicht durchgesetzt.
Somit bleibt über den Parteitag festzuhalten: viel 
Arbeit ist getan, ein gutes, auch ökologisches  
Wahlprogramm verabschiedet, aber es bleibt für 
uns viel zu tun, also bleiben wir dran! 
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Mit einer Voranzeige im ND am 15.6.13 unter der 
Überschrift „Auf dem falschen Dampfer“ weist 
Hans Thie, Referent für Wirtschaftspolitik der 
Linksfraktion im Bundestag, auf sein soeben er-
schienenes Buch „Rotes Grün. Pioniere und Prin-
zipien einer ökologischen Gesellschaft“ hin. Es ist 
auch im Internet unter www.rosa-lux.de/publica-
tion/3952 abrufbar.
Allein diese Seite in der Wochenend-Beilage des 
Neuen Deutschland zeigt an, dass in diesem Buch 
die für Ökologen und Linke wichtigsten Fragen un-
serer Zeit behandelt werden, weshalb wir in unserer 
nächsten Ausgabe ausführlicher darauf zurückkom-
men werden.
Hans Thie, Referent für Wirtschaftspolitik der Bun-
destagsfraktion, der auch an der Vorbereitung und 
Erarbeitung des „Plan B – Das rote Projekt für einen 
sozial-ökologischen Umbau“ der Bundestagsfrak-
tion mitgearbeitet hat, wirft die Frage auf, ob wir 
denn angesichts der drohenden ökologischen Ge-
fahren überhaupt noch auf dem richtigen Dampfer 
sind und er beantwortet sie auch gleich entschie-

den: Wir sind es nicht. Und eigentlich meint er mit 
„wir“ alle Menschen, weil sich die ganze Mensch-
heit auf dieser „dampfenden Titanic“ befindet. 
Aber vor allem meint er eben die Linken und die 
Ökologen, die sich noch immer den Kurs von ge-
genläufigen Interessen diktieren lassen.
Hans Thie beklagt, dass „noch immer die meisten 
Linken den nötigen Systemwechsel nur gesellschaft-
lich, nicht im Verhältnis zur Natur betrachten“. Des-
halb habe die ganze Linke keine Strahlkraft, weil 
sie noch nicht verstanden hat, dass das „gesamte 
sozialistische Erbe“, ja alle Bemühungen um soziale 
Gerechtigkeit nur dann noch Sinn haben, wenn der 
Kurs geändert wird.
Hans Thie gesteht dem Parteiprogramm der LIN-
KEN zwar zu, dass es „über weite Strecken den 
Geist egalitär-ökologischer Erneuerung atmet“, 
aber wir fragen uns in der Ökologischen Plattform 
auch selbstkritisch, ob man angesichts der Situa-
tion unserer Umwelt nicht ganz andere Programme 
schreiben müsste.

Wir sind auf dem falschen Dampfer

Götz Brandt und Manfred Wolf
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Besuch bei der URENCO
Ralf Henrichs
Am 17. April 2012 verabschiedete der „Ausschuss 
für Umweltschutz und Bauwesen (AUB)“ der Stadt 
Münster eine auf eine Bürgeranregung zurückge-
hende Vorlage, in der sich die Stadt Münster gegen 
die Transporte von Uranhexafluorid (UF6) von und 
zur Urananreicherungsanlage Gronau (UAA) durch 
das Stadtgebiet Münster ausspricht und dass hie-
rüber die UAA Gronau informiert wird. Die Verwal-
tung der Stadt Münster entwickelte daraufhin die 
Idee, dass die Mitglieder des Rates sowie des AUB 
die UAA besichtigen. Diese Besichtigung fand am 
07. April 2013 statt.
Vorher hatten sich noch VertreterInnen der SPD, 
der Grünen, der ÖDP und der Linken (in Per-
son des Autors Ralf Henrichs, der auch Mitglied 
des AUB ist) mit einem Vertreter des Umweltfo-
rums Münster (dem Dachverband der Münstera-
ner Umweltverbände) sowie von SOFA („Sofortiger 
Atomausstieg“) getroffen, um sich noch einmal ein-
gehend über die Anlage und die Probleme mit UF6 
zu informieren.
Am Besuchstag fuhr der Bus mit ca. 25 Mitgliedern 
der Verwaltung, des Rates und des AUB aus Müns-
ter los. Wir wurden vom Herrn Ohnemus, dem Di-
rektor der UAA Gronau, empfangen und Herr Dr. 
Kleinbörner führte uns ins Thema ein.
Im Vertrag von Almelo (1970) haben die Regierun-
gen von Großbritannien, den Niederlanden und 
Deutschland vereinbart, dass in allen drei Staaten 
je eine Uran-anreicherungsanlage entstehen soll 
und haben Urenco gegründet. Urenco gehört zu 
⅓ der britischen und zu ⅓ der niederländischen 
Regierung. Das deutsche Drittel besitzen zu je-
weils der Hälfte E.ON und RWE. Urenco liefert in 
folgende Länder: USA, Brasilien, Südafrika, Verei-
nigte Arabische Emirate, China, Südkorea, Taiwan, 
Japan sowie 10 europäische Staaten (u.a. Finnland, 
Schweden, Niederlande, Großbritannien, Deutsch-
land, Belgien, Tschechien und Spanien). Nur 10% 
des Outputs der UAA Gronau geht in die Beliefe-
rung der deutschen Atomkraftwerke. Aus diesem 
Grund ist die UAA Gronau auch vom deutschen 
„Atomausstieg“ kaum betroffen und kann und soll 
auch danach noch weiter produzieren. Dass dies 

angestrebt wird, wird auch dadurch deutlich, dass 
die UAA Gronau eine unbegrenzte Betriebsgeneh-
migung besitzt.
Die Produktionsstandorte der Urenco sind Ca-
penhurst (Großbritannien) mit 5.500 tSW (Tonne 
Separate Work, d.h. Urantrennarbeit), Almelo (Nie-
derlande) mit 5.500 tSW und Gronau (Deutschland) 
mit 4.200 tSW. Gegenwärtig baut Urenco auch in 
den USA eine weitere Anlage (gegenwärtig 2.200 
tSW, bei einer Kapazität von 5.700 tSW in voller 
Ausbaustufe). In Gronau werden damit 10% des 
weltweit angereicherten Urans für die Brennstäbe 
hergestellt, die Urenco insgesamt produziert fast 
31% des Weltmarktes (Jahresumsatz: 1,5 Mrd. €). 
Neben diesen Urananreicherungsanlagen gibt es 
solche nur noch in Russland (ROSATOM), Japan 
(JNFL), China (CNNC), Brasilien (INB), USA (LES und 
USEC) und Frankreich (Avera)
Uran ist, so erklärte uns Herr Dr. Kleinbörner, das 
35 häufigst vorkommende Element weltweit. An 
den Abbaustellen ist Uran zu 1-10% als Uranoxid 
vorhanden. Der Anteil an U235 mit einer Halbwertzeit 
von 700 Mio. Jahren beträgt 0,7% und U238 hat bei 
einer Halbwertzeit von 4,5 Mrd. Jahren einen Anteil 
von 99,3%. Auf-grund der langen Halbwertzeit ist 
Uran – laut Herrn Dr. Kleinbörner – nur schwach ra-
dioaktiv. Aus dem Uranerz wird ein Urankonzentrat 
(„Yellow Cake“) als U3O8 herausgelöst. Dies wird zu 
UF6 umgewandelt und per Unterdruck als Feststoff 
transportiert.
Natürlich betonte Dr. Kleinbörner, dass bei der 
Urenco Gronau regelmäßige und unangekündigte 
Überprüfungen durch die IAEO und EURATOM 
stattfinden, dass kein waffenfähiges Plutonium 
angereichert oder abgezweigt wird (wie der Autor 
feststellen konnte, fand die letzte Überprüfung im 
Januar 2013 statt).
Die Urenco Gronau hat 260 Mitarbeiter, auf dem 
Gelände der Urenco Gronau arbeiten ca. 600 Per-
sonen (Sicherheitsteam u.ä., die offensichtlich 
nicht direkt der Urenco Gronau zugeordnet sind). 
Der Jahresumsatz der Urenco Gronau betrug 2012 
445 Mio. €. Dass in Gronau (46.546 Einwohner) 
selbst die Proteste eher gering sind, wird durch 
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folgende Zahlen erklärbar: 50% der Gewerbesteu-
ern von Gronau zahlt die Urenco, das macht ⅓ des 
Gronauer Kommunalhaushaltes aus. Im Jahr 2012 
hat die Urenco Gronau 150.000 € in die Bereiche 
Schule, Kultur und Gesundheit in Gronau gesteckt. 
Die Urenco Gronau hat volle Auftragsbücher und 
gute Prognosen. Den Gewinn konnte oder wollte 
Herr Dr. Kleinbörner mir nicht nennen, er dürfte 
aber bei 25-30% des Jahresumsatzes liegen, d.h. 
111 bis 135 Mio. €.
Diesen Vorteilen für Gronau durch die UAA stehen 
die Gefahren gegenüber. Laut Strahlenschutzver-
ordnung liegt die maximal zulässige Strahlendosis 
für die allgemeine Bevölkerung bei 1 mSv („Millisie-
vert“) oder 1000 µSv („Mikrosievert“) pro Jahr. Ge-
genwärtig liegt der Strahlenwert, der von der Anlage 
ausgeht, bei maximal 150 µSv. Dieser Höchstwert 
befindet sich beim Freilager. Dies ist ein Gebiet auf 
dem Gelände der UAA Gronau, an dem 50.000 t 
UF6 unter freiem Himmel gelagert werden. Gegen-
wärtig wird dort eine Lagerhalle für weitere 60.000 
t UF6 gebaut. Laut einer Studie, so Dr. Kleinbörner, 
würde damit der Grenzwert fast erreicht werden, 
tatsächlich aber noch unterschritten. In Frankreich 
lagern 12.700 t Uranoxid aus Gronau, die ab dem 
nächsten Jahr zurückgebracht werden sollen. Es 
ist daher davon auszugehen, dass die Halle schnell 
(so nach ca. 6 Jahren) gefüllt sein wird. Dann muss 
eine weitere Halle zur Verfügung stehen. Auf meine 
Frage, wie dann noch der Grenzwert eingehalten 
werden soll, antwortete mir Dr. Kleinbörner, dass 
dann dafür gesorgt werden müsste, dass nicht ein 
ganzes Jahr lang am Zaun der Anlage Personen 
campen (dort ist ein großes Waldgebiet), denn die-
ser Grenzwert bezieht sich ja auf Personen. Wenn 
der Grenzwert überschritten wird, aber dort keine 
Personen sind, die dadurch zu Schaden kommen 
könnten, sei ein Überschreiten des Grenzwertes 
unproblematisch.
Interessant war auch die Abbildung der melde-
pflichtigen Ereignisse durch die UAA Gronau. Von 
1985 bis März 2013 waren dies 25, d.h. im Schnitt 
weniger als 1 meldepflichtiges Ereignis pro Jahr.
Im Jahr 2009 waren es jedoch 3, 2010 2, 2011 3, 
2012 1 und von Januar bis März 2013 wieder 1. Um 
es deutlich zu machen: von 1985 bis 2008 gab es 
15 meldepflichtige Ereignisse (0,65 pro Jahr) und 

von 2009 bis 2013 gab es 10 meldepflichtige Ereig-
nisse (2,0 pro Jahr und das Jahr 2013 ist ja längst 
noch nicht beendet). Meine Frage, ob dies mit der 
Alterung der Anlage zusammenhängen könne, 
wurde von Dr. Kleinbörner verneint. Einen Grund 
für diese sehr auffällige Häufung konnte er mir aber 
nicht nennen. Offensichtlich soll man an puren Zu-
fall glauben.
Natürlich wurde von Herrn Dr. Kleinbörner auch 
auf den „Stresstest“ hingewiesen, den sich die 
UAA Gronau unterziehen musste und den sie ohne 
große Probleme überstanden habe. Selbst Flug-
zeugabstürze wurden dabei untersucht. Auf meine 
Nachfrage hin erläuterte Dr. Kleinbörner aller-
dings, dass nur „zufällige“ Flugzeugabstürze un-
tersucht worden sind. Es wurde also ermittelt, wie 
viel Flugzeugabstürze es in Deutschland pro Jahr 
gibt und wie wahrscheinlich es ist, dass ein solcher 
Absturz zufällig die UAA trifft. Eine solche Wahr-
scheinlichkeit liegt natürlich nahezu bei Null. Herr 
Dr. Kleinbörner musste eingestehen, dass gezielte 
Flugzeugabstürze und Terroranschläge nicht be-
trachtet worden sind.
In einem zweiten Vortrag ging Herr Dr. Kleinbör-
ner näher auf die UF6-Transporte ein. Es gab im 
Jahr 2012 23 UF6-Transporte, die per Zug von oder 
nach Gronau durch Münster fuhren. Natürlich 
sind diese Transporte laut Herrn Dr. Kleinbörner 
ungefährlich und es handelt sich um ganz nor-
male Gefahrguttransporte mit den dafür üblichen 
Sicherheitsschutzvorschriften.
Laut der Hamburger Wasserschutzpolizei, so be-
richtete Dr. Kleinbörner, dass es bei 170 Kontrol-
len an UF6-Behältern „nur“ 11 Beanstandungen 
gegeben habe (davon 10 bei Plakatierung von 
Containern und Verpackungen und „nur“ 1 bei 
Ladungssicherheit).
Es hat „umfassende“ Tests bezüglich der Behäl-
ter gegeben. Sie müssen einen Drucktest von 28 
bar, einen Falltest von ca. 1 Meter auf eine unnach-
giebige Stahlplatte und einen Feuertest von 30 
Minuten bei 800° Celsius aushalten. Laut Dr. Klein-
börner reicht dies (selbstverständlich) aus.
Die Gefahr bei UF6-Transporten ist auch weni-
ger eine austretende Radioaktivität (das bestäti-
gen auch Anti-Atomgruppen) sondern dass dann 
Flusssäure entstehen kann. Die „chemotoxischen 
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Auswirkungen“ von Flusssäure-Freisetzungen sind 
im Stresstest auch (bewusst?) nicht untersucht 
worden.
Interessant an dem Besuch, der mit einem Gang 
durch die Anlage endete, war daher vor allem mit 
welchen Halbwahrheiten (Flugzeugabstürze) und 

Bericht vom Weltsozialforum in Tunis im März 2013

Wann kommt die zweite Etappe der Revolution?
Ercan Ayboga

Beschwichtigungen (Strahlengrenzwerte) der Vor-
trag bestückt war. Die Gefahr, die von der Anlage 
ausgeht, ist tatsächlich nicht zu bestreiten und 
daher sollte die UAA Gronau so schnell wie möglich 
geschlossen werden. Für die Stadt Gronau muss 
eine entsprechende Kompensation erfolgen.

Es war eine bewusste Entscheidung, das Weltso-
zialforum im Jahre 2013 in Tunis durchzuführen. 
Denn vor etwas mehr als zwei Jahren wurde der 
langjährige Diktator Ben Ali von großen Teilen der 
Bevölkerung durch Proteste verjagt. Damit wurde 
eine Reihe von vielen Aufständen und Revolten in 
Nordafrika und im Mittleren Osten eingeleitet, die 
Folge von politischer Unterdrückung und sozialer 
Verarmung und Perspektivlosigkeit sind.
„Als die Proteste in Tunis immer größer wurden und 
Tausende die Avenue Habib Boughiba nicht mehr 
verließen, haben wir Journalisten in der Zeitungszen-
trale übernachtet und pausenlos gearbeitet; natür-
lich für den Umsturz. Wir haben ständig berichtet, 
sowohl in den Printausgaben als auch online.“ Das 
sind die Sätze einer jungen Journalistin, die für eine 
der tunesischen Tageszeitungen seit Jahren arbei-
tet. „Niemand hat trotz großer Wut und Beharrlich-
keit erwartet, dass es soweit kommen könnte. Es 
hatte sich sehr viel aufgestaut in uns, vor allen unter 
den jungen Menschen. Der Umsturz hat uns einiges 
an Freiraum gegeben, doch an der wirtschaftlichen 
Lage hat sich nichts geändert. Auch wegen der isla-
mistischen En-Nahda Partei, welche die Wahlen ge-
wonnen hat, sind wir bisher enttäuscht worden.“
Die En-Nahda Partei gewann Ende 2011 mit etwa 
40 % der abgegebenen Stimmen die ersten Wahlen 
zur Verfassungsgebenden Versammlung Tunesiens 
nach Ben Ali, zur großen Überraschung derjenigen, 
welche den Kern der erfolgreichen Rebellion (von 
vielen wird sie auch als erste Phase der Revolution 
genannt) eingeleitet haben. Die säkularen und lin-
ken Parteien lagen weiter hinter ihren Erwartungen 
zurück, allerdings besser als die ähnlichen Parteien 

in Ägypten. In Tunesien drängt die En-Nahda Partei 
zusammen mit den Salafisten die Gesellschaft zur 
Islamisierung, wogegen diese sich bisher einiger-
maßen wehren konnte.
Ein seit 2011 durch linke, säkulare und demokra-
tische Kräfte erkämpfter und erhaltener Freiraum 
erlaubte es auch, das Weltsozialforum im März 
2013 in Tunis ohne große Schwierigkeiten durch-
zuführen. Dies machte dieses Weltsozialforum 
gerade so spannend, sowohl für die im Staate Tu-
nesien als auch außerhalb lebenden politisch-so-
zial-ökologisch engagierten Menschen. Mit dieser 
Aufregung fuhren und flogen tausende Menschen 
wie ich nach Tunis, welches inzwischen zusammen 
mit Kairo ein weltweites Synonym für Aufstand und 
Protest geworden ist.
Zur Auftaktdemonstration versammelten sich am 
26. März auch über 20.000 Menschen auf der Ave-
nue Habib Bourghiba und marschierten in einem 
bunten Zug zu einem Stadion nördlich der Innen-
stadt. Es war für einen nicht Arabisch sprechenden 
Menschen oft nicht einfach zu verstehen, worum 
es bei jeder Parolen rufenden Gruppe und jedem 
Transparent ging. Da musste genauer hingeschaut 
und hingehört werden. Französisch war dabei nicht 
selten nützlich. Allein mit Englisch konnte ein Teil-
nehmer sowohl auf dieser Demo als auch in den 
anschließenden 4 Tagen wenig weiter kommen.
Die „bunte“ Masse wurde angeführt von Familien-
angehörigen von jungen Tunesiern, die während 
der revolutionären Ereignisse im Dezember 2010 
und Januar 2011 durch die Polizei getötet wurden. 
Sie trugen Bilder ihrer toten Kinder oder Geschwis-
ter vor sich hin. Hinter ihnen gingen Invaliden an 
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Krücken oder wurden im Rollstuhl geschoben, die 
in der gleichen Phase durch Schusswaffen verletzt 
wurden. Sie standen vor dem Start der Demo und 
hatten die Forderung nach angemessener Entschä-
digung und symbolischer Gerechtigkeit: „Wir ver-
trauen der Militärjustiz nicht!“, proklamierten sie. 
Denn die Prozesse gegen Angehörige der Repressi-
onskräfte sind bis heute einer speziellen Militärge-
richtsbarkeit anvertraut und die Prozesse kommen 
kaum voran. Die islamistische Regierungspartei 
versucht nicht wirklich etwas daran zu ändern. 
Dies liegt unter anderem daran, dass in der ersten 
Phase der Revolte ihre Anhänger nicht dabei waren 
und somit selbst kaum betroffen sind.
Die Islamisten haben nicht zum Aufstand gerufen 
und ihn initiiert, doch sie kamen hinzu, als er groß 
wurde und haben die Pfründe davon getragen, weil 
die breite Masse der Bevölkerung weitgehend kon-
servativ ist und die Organisationsstrukturen der 
Islamisten besser als die der „Avantgarde“ der Re-
volution waren und sind.
Nach der beeindruckenden Eröffnung kamen die 
vielen Gruppen mit verschiedenen Anliegen: Strei-
chung der Schulden für die ökonomisch armen 
Staaten, Stopp von zerstörerischen Infrastruktur- 
und Energieprojekten wie Talsperren, Minen etc., 
Kampf gegen Treibhausemissionen, Weg mit Fron-
tex und Bewegungsfreiheit für Migranten. Die isla-
mistischen Inhalte wie etwa „Schutz für Familien 
mit islamischen Prinzipien“ blieben aber insgesamt 
sehr marginal.
Die internationalen Teilnehmer waren insgesamt 
gegenüber TunesierInnen dominanter. Für Außen-
stehende, aber auch neuere Teilnehmer war es 
nicht leicht zu verstehen, was die gemeinsame und 
Themen übergreifende Botschaft sein sollte. So 
trat scheinbar neben länderspezifischen Anliegen 
die Heterogenität jenseits allgemeiner Grundanlie-
gen hervor.
Gewerkschaften waren auch stark auf der Auf-
taktdemonstration und während des Forums über-
all präsent. Sie thematisierten die schlechten 
Arbeitsbedingungen, die miesen Löhne und die 
sich verändernden und neoliberaler werdenden 
Rahmenstrukturen, sowohl in Nordafrika als auch 
weltweit. Sie brachten sich in Veranstaltungen ein, 
in der es auch um die Beziehungen zwischen der 

EU und den Maghreb-Staaten und die bestehenden 
Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten wie die Frei-
handelsabkommen und die Subventionen ging.
Beim Thema Arbeitsrechte fiel die tunesische Or-
ganisation der Arbeitslosen auf. Sie gründete sich 
im Zuge der politischen Umwälzungen im Staate 
und wird von vielen Teilnehmern immer wieder ge-
nannt und mit Spannung verfolgt.
Da das WSF in Tunis stattfand, war die Frage 
der Flucht von Millionen vom Süden in den öko-
nomisch wohlhabenderen Norden ein wichtiges 
Thema. Tunis ist ein Staat, von wo viele afrikani-
sche Flüchtlinge nach Europa gelangen wollen und 
dabei große Gefahren auf sich nehmen. Viele dieser 
sich in Tunis befindenden Flüchtlinge kamen zum 
WSF und machten auf der Auftaktdemonstration 
und während des Forums auf ihre missliche Lage 
aufmerksam. Bis vor zwei Jahren hat das Ben Ali 
Regime mittels repressivem Vorgehen garantiert, 
dass die Flucht aus dem ausgebeuteten Süden ge-
regelt wird. Als der Umsturz kam, war die „freie 
Fluchtmöglichkeit“ für die EU ein großes Thema. 
Sie machte sofort auf die anschließenden Regie-
renden Druck, damit sich Militär den Flüchtlingen 
in den Weg stellt. Die En-Nahda Regierungspartei 
macht da übrigens ebenfalls sehr gut mit. Wie auch 
bei vielen Themen zeigt sie, dass sie gar nicht so 
oppositionell ist und sich in das herrschende Wirt-
schaftsmodell reibungslos einfügt.
Wie auf dem Weltsozialforum 2011 in Dhakar/Se-
negal waren die Menschen aus der Westsahara 
präsent. Ihr Land ist seit 1975 von Marokko be-
setzt, kurz nachdem sich der vorherige Kolonia-
list Spanien zurückziehen musste. In einer großen 
Gruppe machten sie aufmerksam auf die brutale 
Unterdrückung durch den marokkanischen Staat, 
den legitimen Widerstand, die hun-derttausenden 
Flüchtlinge und die verfahrene politische Lage, 
weil Marokko den UN Plan zu einem Friedenspro-
zess seit zwei Jahrzehnten blockiert. Wie vor zwei 
Jahren auch, waren viele Marokkaner nur deswe-
gen angereist. Die Anhänger der „Sozialistischen“ 
Partei und verschiedener NGO‘s aus Marokko sind 
bestrebt zu zeigen, dass es sich bei der Befreiungs-
organisation Westsahara‘s POLISARIO um eine Ter-
rorgruppe handelt. Die meisten ihrer Faltblätter 
und Broschüren an ihren Ständen behandelten nur 
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dieses Thema und wollten aufzeigen, dass es sich 
eigentlich bei Westsahara um historische „süd-
marokkanische Provinzen“ handelt. Schlimmer ist 
aber, dass sie sich auf der Demo zahlreich und ge-
fährlich den Westsahauris näherten und mit Gewalt 
drohten. Zwar kam es nicht zu tätlichen Übergrif-
fen, aber mindestens einmal während der anschlie-
ßenden drei Forumstage.
Westsahara ist ein gutes Beispiel dafür, dass viele 
Staaten ihre Anhänger gezielt auf das WSF schi-
cken, um ihre Ziele und Betrachtungsweisen zu 
propagieren, nicht selten andere einzuschüchtern 
oder einfach um zu provozieren. Oft kommt so 
etwas von Staaten, die von sich behaupten, sozia-
listisch, antiimperialistisch bzw. antikolonialistisch 
zu sein. So hat die syrische Regierung eine Dele-
gation nach Tunis geschickt, wo sie mit linksnati-
onalistischen TunesierInnen von der tunesischen 
Volksfront (diese sind eine kleine Minderheit in die-
ser größten Oppositionsparteien) Parolen für Assad 
skandierten und seine Fotos hochhielten. Als sie 
damit auf dem Campus der Universität, wo das 
Forum stattfand, fortfuhren, kam es unweigerlich 
täglich zu Streitereien und kleinen Schlägereien.
Auch der diktatorische Iran schickte Leute, die mit 
Fotos von israelischen Militäraktionen in Gaza auf 
dem Uni Campus herumliefen. Am übernächsten 
Tag packten die bärtigen Standwächter, die mit 
einer Kamera eventuelle Widersacher filmten, dann 
jedoch ihre Staatsfahne und ein Khomeinei-Por-
trait aus und verglichen das israelische Vorgehen in 
Palästina mit dem Holocaust. Kritisch wurde es, als 
einige Opponenten Unabhängigkeit für die mehr-
heitlich arabische Provinz Ahwaz im Iran forder-
ten. Die Repression in dieser öl- und erdgasreichen 
Provinz ist annähernd so groß wie in Iranisch-Kur-
distan. Weil andere Menschen eingriffen, blieb es 
einigermaßen friedlich.
Andere Staaten hingegen versuchten, aus dem ei-
genen Herrschaftsgebiet Menschen an der Teil-
nahme am WSF zu hindern. So konnten mehrere 
Busse aus der Kabylei nicht nach Tunesien einrei-
sen, weil der algerische Staat sie einfach an der 
Grenze drei Tage warten ließ; einige dieser Men-
schen wurden sogar festgenommen. Der repres-
sive Staat Algerien hält die meisten grundlegenden 

Rechte der Kabylen seit der Unabhängigkeit von 
Frankreich zurück, obwohl die friedlichen Forde-
rungen in den letzten Jahren zugenommen haben. 
Die Kabylen gehören wie die Amazigh und Tuareg 
zu den Indigenen Nordafrikas (viele lehnen den Be-
griff „Berber“ ab; manche benutzen „Amazigh“ für 
alle Indigenen), wurden aber nach der arabisch-is-
lamischen Eroberung zurückgedrängt und mit der 
Zeit assimiliert. Nur noch in Marokko spricht die 
Bevölkerung mehrheitlich in erster Sprache nicht-
Arabisch. Interessant ist zu hören, dass die Assi-
milation besonders während der französischen 
Kolonialzeit an Intensität zugenommen hatte. Bis 
dahin sprachen die überwiegend nicht-arabischen 
Menschen hauptsächlich ihre Muttersprache.
Im Gespräch näherte sich eine Tuareg Frau. Sie be-
richtete, dass sie aus Mali geflohen ist, nachdem 
die Islamisten die Macht im Norden übernommen 
und insbesondere die Tuareg unterdrückt hätten. 
Anfangs hatten die meisten Tuareg mit den Islamis-
ten gegen den ebenfalls unterdrückerischen mali-
schen Staat paktiert.
Das eigentliche Arbeiten des WSF fand mehr in 
den insgesamt 1200 Workshops, Debatten und 
thematischen Plenarsitzungen statt als rund um 
die Infostände. Hierin waren islamistische und na-
tionalistische Gruppen kaum vertreten und reakti-
onäre Meinungen selten zu hören. Dieses WSF war 
insgesamt besser organisiert als das in Dhakar, 
aber trotzdem fanden einige Workshops nicht zu 
dem Zeitpunkt und Ort statt, wie es im gedruck-
ten Programm stand. So wurden viele Flyer verteilt, 
in denen auf die verlegten Veranstaltungen hinge-
wiesen wurden. Nichtsdestrotz haben viele WSF-
Erfahrene das WSF als gut organisiert bezeichnet, 
dem nichts entgegenzusetzen ist. Die Atmosphäre 
auf dem Uni Campus war gut. Es war sehr inter-
essant, sich stundenlang unter der Frühlingssonne 
umzusehen, was die meisten EuropäerInnen bis 
dahin entbehrt.
Trotzdem kam es immer wieder vor, dass auf vie-
len Veranstaltungen kaum TunesierInnen und Nord-
afrikanerInnen anwesend waren. Es waren nicht 
selten nur EuropäerInnen, LateinamerikanerInnen 
und einige AsiatInnen unter sich. Zum einen lag 
das bestimmt an den Themen, aber zum anderen 
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daran, dass viele internationale Gruppen im Vor-
feld kaum Kontakt zu den lokalen Bewegungen und 
Gruppen hatten. Es ist auch gut möglich, dass mit 
einigen Themen TunesierInnen und Nordafrikane-
rInnen kaum etwas anfangen konnten. Schlechte 
Kommunikation.
Ein besonders hervorstechender Schwerpunkt die-
ses Forums war die Solidarität mit Palästina. Dar-
aus ist wieder einmal abzuleiten, wie wichtig das 
ungelöste Palästina-Problem für die mehrheitlich 
arabisch sprechenden Staaten und ihre Bevölke-
rungen ist. Das ist zweifellos wichtig, denn diese 
Frage betrifft die ganze Region in sehr direkter 
Weise und viele Staaten der Region richten ihre Au-
ßenpolitik danach – nicht immer berechtigt. Aber 
hätte nicht zumindest in der gleichen Intensität 
die Solidarität mit tunesischen und ägyptischen 
Frauen und ihren Bewegungen in den Vordergrund 
gestellt werden können? In Zusammenhang damit 
hätte die revolutionäre Bewegung in Tunesien ganz 
zentral sein können. Das WSF sollte doch für die 
sozialen Bewegungen in dem Land der Austragung 
einen konkreten Beitrag leisten? Die Angereisten 
hätten sich in noch direkteren Aktionsformen für 
die Revolution in Tunesien einbringen können. Zum 
Beispiel hätte die Aufklärung des Mordes an dem 
Oppositionsführer Shukru Belaid der tunesischen 
Volksfront von der tunesischen Regierung verlangt 
werden können.
Oder hätte die Solidarität mit den gewalt-freien 
und demokratischen Oppositionskräften in Syrien 
nicht mehr thematisiert werden können? Zwar gab 
es viele Syrien-Veranstaltungen, doch angesichts 
der kritischen Lage und der menschlichen Tragödie 
war es einfach zu wenig.

Kämpfe gegen ökologische Zerstörung
Die Kämpfe gegen die Ausbeutung und Zerstörung 
der Natur mittels Großprojekten wie Talsperren, 
Minen, überdimensionierte Verkehrstrassen, Erd-
gas- und Ölbohrungen (inkl. sogenanntes Fracking), 
industrialisierte Landwirtschaft, intensivierte Fi-
scherei usw. und damit gegen soziale Zerstörung 
waren auch ein wichtiges Thema. So wie auf den 
letzten Weltsozialforen auch war die Finanzialisie-
rung der Natur ein kritisches Thema. Doch die Men-

schen in Tunesien und den umliegenden Staaten 
setzen sich erst seit wenigen Jahren damit ausein-
ander. Das wird daran deutlich, dass in Workshops 
zu solchen Themen kaum TunesierInnen anwesend 
waren. So waren im Workshop zu Talsperren und 
Minen, an dem je ein Redner aus Türkisch-Kurdi-
stan und dem Irak teilnahm, gerade Mal 2-3 Ein-
heimische aus Nordafrika zu sehen. Das Bemühen, 
mehrere ÄgypterInnen zu diesem Workshop zu 
bringen, schlug fehl. Daraus kann geschlossen wer-
den, dass leider immer noch nicht viele „Revoluti-
onärInnen“ aus Tunesien, Ägypten und Nordafrika 
mit Großprojekten kritisch umgehen. Es bleibt zu 
hoffen, dass es sich ändert.
Einen Hoffnungsschimmer gab es im Workshop zu 
Fracking, an dem auch viele TunesierInnen aktiv 
teilnahmen. Doch gab es ein Durcheinander zwi-
schen den tunesischen TeilnehmerInnen, ob es 
denn in Tunesien nur konventionelle Erdgasbohrun-
gen oder doch Fracking gibt. Wie auch immer, es 
wurde lebendig diskutiert und unter mehreren Akti-
vistInnen gibt es eine gewisse Sensibilisierung, was 
hoffen lässt. Vielleicht gehen diese und andere in 
Zukunft mit Talsperren in Tunesien und im Maghreb 
kritischer um.
Auch die eingangs genannte tunesische Journalistin 
hat Hoffnung in Bezug auf den Fortgang der Revo-
lution. „Wir hoffen – da sind de facto alle Journa-
listen inbegriffen -, dass bei den nächsten Wahlen, 
En-Nahda weniger Stimmen haben wird. Denn die 
jetzige Praxis zeigt, dass sie keine wirkliche Alterna-
tive ist. Ihr geht es nur um Macht und ihr Klientel.“ 
fuhr sie fort. Doch ihre Stimme war langsam. Es ist 
zu erkennen, dass der erste Elan weg ist. Doch sie 
will trotz ihrer guten Ausbildung Tunesien nicht ver-
lassen – wie viele auch. Obwohl die Islamisten auch 
Straßenterror zu verbreiten versuchen, wollen sie 
hier weiterkämpfen. Das ist schön zu hören. Denn 
viele AktivistInnen weltweit verlassen manchmal zu 
schnell ihr Land, wenn die reaktionären Strömun-
gen stark werden.

Kurdistan in Tunesien
Zwar waren nur knapp ein Dutzend kurdische Ak-
tivistInnen auf dem WSF anwesend, doch haben 
sie mit ihren zur Verfügung stehenden Kapazitä-
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ten so einiges an Aufmerksamkeit erreichen kön-
nen. Hierin eingeschlossen sind nicht die etwa 
10-12 KurdInnen aus Irakisch-Kurdistan, die vonih-
rer Regierung geschickt wurden und außer einem 
Workshop zum Halabja Genozid und auf der Auf-
taktdemonstration de facto nicht präsent waren.
Die zwölf kurdischen AktivistInnen haben auf meh-
reren Veranstaltungen die Rede ergriffen und ihre 
Positionen zur Demokratisierung des Mittleren 
Ostens zur Sprache gebracht. Den emanzipatori-
schen Freiheitskampf in allen Teilen Kurdistans be-
trachten sie als ein wichtiges Element, um die vier 
Besatzer-staaten Türkei, Iran, Irak und Syrien zu 
demokratisieren. Das liegt daran, dass die Freiheit 
Kurdistans von der grundlegenden Demokratisie-
rung dieser autoritären Staaten abhängt.
Bei den kurdischen AktivistInnen stach hervor, dass 
sie während der 5 Tage unermüdlich über 5000 
Unterschriften gesammelt haben. Angesichts der 
mehr als 10.000 bis 15.000 aktiven Teilnehmern 
war das beachtlich. Sie standen überall und frag-
ten die Menschen, ob sie nicht eine Unterschrift für 
den inhaftierten PKK-Vorsitzenden Abdullah Öca-
lan und alle politischen Gefangenen in türkischen 
Gefängnissen geben könnten. Während die Tune-
sierInnen und Menschen aus den südlichen Län-
dern schnell zum Stift griffen – sie haben fast alle 
von der Newroz Erklärung Öcalan‘s bzw. von sei-
ner Lage gehört –, hielten sich viele EuropäerInnen 
sehr zurück. Sie müssten genau lesen, was gefor-
dert wird, sich mehr informieren und danach ent-
scheiden. Einige waren ehrlich und sagten, dass sie 
Probleme mit Öcalan und der kurdischen Freiheits-
bewegung hätten. Damit zeigten sie einmal ihre 
Arroganz, ihren Eurozentrismus und ihre Beein-
flussbarkeit durch ihre „eigenen“ Staaten und ihre 
bürgerlichen Medien. Da stellt sich die Frage, was 
sie denn auf dem WSF mit seinen offenen Ideen zu 
suchen haben.
Positiv war hingegen, dass fast alle Mitglieder des 
Internationalen Rates (IC) des WSF eine Solidari-
tätserklärung für Yilmaz Orkan unterschrieben 
haben. Yilmaz Orkan vom Kurdish Network war auf 
dem Brüsseler Flughafen festgenommen worden, 
als er am 24.3.2013 ein Flugzeug zum WSF nehmen 
wollte. Der spanische Staat hat seine Auslieferung 
von Belgien via Europol gefordert. Hier ist anzumer-

ken, dass Spanien seit Jahren gute Beziehung zum 
türkischen Staat pflegt. Beide verbindet der angeb-
liche „Kampf gegen Terrorismus“; ganz davon zu 
schweigen, wer Terror ausübt. Yilmaz Orkan ist seit 
vielen Jahren beim WSF Prozess dabei und ein be-
kannter internationaler Aktivist. Seine Verhaftung 
ist ein Novum. Denn in den letzten Jahren wurde 
kaum ein Mitglied des IC in Zusammenhang mit 
dem WSF inhaftiert.

Wie weiter mit dem WSF?
Auch wenn das WSF in Tunis insgesamt positiv be-
wertet wird, geht die Diskussion im IC um die Zu-
kunft des WSF Prozesses weiter. Es hat seit Jahren 
eine Struktur- und Sinnkrise. Denn das WSF hat 
eine wichtige Funktion seit langem erfüllt und zwar 
den Austausch und die Vernetzung von diversen 
Bewegungen aus aller Welt. In den letzten 12 Jah-
ren sind eine Reihe von internationalen Netzwerken 
und Bewegungen entstanden, so z.B. kamen die 
Bewegungen zu Wasser, Landfrage, Nord-Süd-Be-
ziehungen, Arbeitsbedingungen, Flucht und Schul-
denstreichungen auch mit dem Zutun des WSF 
zusammen. Inzwischen ist es weltweit viel leich-
ter, dass sich andere neuere Bewegungen vernet-
zen und gemeinsam agieren. Letztere nehmen das 
WSF auch kaum in Anspruch. Alle diese und an-
dere weltweiten Netzwerke und Bewegungen kom-
men seit Jahren regelmäßig zu anderen Anlässen 
zusammen. Weiterhin wird das Format des WSF 
hinterfragt, denn die Bewegungen aus einigen Tei-
len der Welt finden sich darin nicht so ganz wieder. 
Die Forumsidee stammt von lateinamerikanischen 
und nördlichen Bewegungen und wird im Mittleren 
Osten, Teilen Afrikas und Asiens nicht so sehr posi-
tiv betrachtet. Vielleicht ist das eine Zeitfrage, aber 
kulturelle Barrieren könnten auch dahinter stecken. 
Dies zeigte sich vor eineinhalb Jahren beim Meso-
potamischen Sozialforum in Amed (Diyarbakir), als 
viele AktivistInnen immer wieder fragten, warum 
alles auf diese Weise organisiert wird. Viele Mit-
gliederorganisationen des IC sehen weiterhin den 
Bedarf, dass sich aus dem IC eine neue weltweite 
politische Bewegung strukturiert. Das ist allerdings 
kritisch zu hinterfragen, solange sehr viele wichtige 
Akteure nicht eingebunden sind.
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100% Erneuerbare Energie durch 
Stromnetz- oder Speicherausbau?

Wolfgang Borchardt
Der Übergang zu 100% erneuerbaren Energien ist 
ein wesentliches Element des sozial-ökologischen 
Umbaus. Daher stellt sich die Frage, WIE er zu rea-
lisieren ist. Abgesehen davon, dass sich die öffent-
liche Auseinandersetzung auf den Strombereich 
reduziert1, wird die Diskussion vor allem um Kosten 
und Preise geführt. Ressourcenerschöpfung (Uran, 
Öl, Gas, Kohle) und Klimawandel bleiben außen vor.
Über die politische Dimension der Entscheidung 
für und wider solare Energiewende sagte Hermann 
Scheer bei seinem letzten großen Auftritt 2:

„Die Energiedebatte ist im Kern seit geraumer Zeit 
und sich zuspitzend eine Debatte zwischen ato-
maren und fossilen Energien einerseits und erneu-
erbaren Energien andererseits. Viele wollen diese 
Debatte vernebeln, in dem sie so tun, also sei Ener-
gie gleich Energie. … Zwischen diesen beiden Grund-
ener gien ... liegen Welten. Und es sind nicht nur 
ökologische Welten, es sind soziologische Welten, 
es sind politische Welten. Und diejenigen, die dieses 
nicht wahrnehmen wollen, weil sie in der alten, in 
der gewohnten Energiewelt haften bleiben, lenken 
davon systematisch ab durch – sehr vordergründige 
– Debatten über Energiemärkte, über Energiepreise: 
Debatten, die von Grund auf verlogen sind, weil sie 
noch nicht mal im entferntesten die ökonomische 
Wahrheit sagen, nicht mal im entferntesten! … 
Wenn wir von der Tatsache, die nicht bestreit-
bar ist, ausgehen, dass wir in einem Wettlauf mit 
der Zeit stehen, weil es nicht egal ist, wann das 
kommt, wann der Zeitpunkt kommt, dass man zu 
erneuerbaren Energien als letzte Möglichkeit wech-
seln muss, weil es gar keine andere mehr gibt - 
wenn wir darauf warten, wird es zu spät sein! … 
Wer das Energiesystem von heute, das zugeschnit-
ten ist auf die herkömmlichen Energien, meint. 
aufrechterhalten zu können und nur die Energie-

1 siehe „Erneuerbare Energie ist mehr als Strom“ in Taran-
tel 60, S. 18
2 Tagung „RLS on green tour“ in Berlin  
(30.09. – 02.10.2010) siehe Tarantel 53, S. 5

quellen auswechseln zu können, der irrt. ... Es gibt 
kein Energiequellen-neutrales Energiebereitstel-
lungssystem. ... Ein Energiesystem muss aus phy-
sikalisch-technischen Gründen zugeschnitten sein 
auf die Energiequelle, die man ausgewählt hat. Es 
ist alles andere als ein technik-, wirtschafts-, poli-
tik- oder kulturell-neutraler Vorgang, alles andere. 
Der Wechsel von herkömmlichen Energien zu erneu-
erbaren Energien ist ein Wechsel von Importener-
gien zu wirklichen, heimischen Energien ... Was ist 
das für ein ökonomisches Denken, dass alles redu-
ziert auf ... den Produktionskostenvergleich ohne 
den gesamten übrigen Aufwand, egal wo es produ-
ziert wird! ...“
Auf der Plan-B-Konferenz hat Katja Kipping gefor-
dert, alle Projekte einem „Plan-B-Check“ zu unter-
ziehen“. Drei Fragen muss sich DIE LINKE immer 
stellen.
1. Vermindern die Alternativen der Linkspartei 

Armut und Ausgrenzung? Beziehungsweise ver-
schärfen sie das Problem wenigstens nicht?

2. Reduzieren sie Ressourcenverbrauch und schäd-
liche Emissionen? Beziehungsweise verschärfen 
sie das Problem wenigstens nicht?

3. Erhöhen sie demokratische Teilhabe?
Bei der Diskussion zum Wahlprogramm DER LIN-
KEN konnten wir uns nicht darauf einigen, einen 
forcierten Speicherausbau zu fordern, weil der 
Netzausbau (angeblich) preiswerter und damit so-
zialer ist.. Machen wir also den Plan-B-Check: Wie 
fällt er aus für Stromnetz- und Speicherausbau?

Ausgangssituation
Mit „Ausfallarbeit“ bezeichnet die Bundesnetz-
agentur (BNA) die erzeugte, aber nicht ins Strom-
netz eingespeiste Energie.
„Im Vergleich zu 2010 hat sich die Menge der Ausfall-
arbeit mit etwa 421 GWh mehr als verdreifacht (2010: 
etwa 127 GWh). Der starke Anstieg der Ausfallarbeit 
steht mit dem ungebremsten Zubau der erneuerba-
ren Energien und dem nur langsam voranschreiten-
den Netzausbau im unmittelbaren Zusammenhang. 
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Von EMM3 waren hauptsächlich Windkraftanla-
gen (97,4 Prozent) sowie in geringem Umfang Bio-
masse-, Photovoltaik- und KWK-Anlagen betroffen. 
In Bezug auf die Gesamteinspeisung der EEG-An-
lagen lag die Ausfallarbeit im Jahr 2011 bei einem 
Anteil von 0,41 Prozent (2010: 0,16 Prozent). Der An-
teil bezogen auf die gesamte Windeinspeisung hatte 
einen Anteil von 0,89 Prozent (2010: 0,34 Prozent).“4

0,41% – das erscheint nicht viel, die 421 Gwh sind 
jedoch viel wertvoller, als der statt dessen genutzte 
konventionell erzeugte Strom (s.o.: H. Scheel), 
denn  endliche Ressourcen (Öl, Gas, Kohle) wurden 
vergeudet, Klimagase emittiert und außerdem kein 
Beitrag zur demokratischen Teilhabe geleistet!
Dass hauptsächlich Windkraftanlagen vom EMM 
betroffen sind, hängt in erster Linie damit zusam-
men, dass die einzelnen Generatoren die 30 kW-
Grenze öfter überschreiten, als z.B. PV-Anlagen.5 

3 „Einspeisemanagementmaßnahmen“
4 BMWi und BMU: „Erster Monitoring-Bericht ‚Energie der 
Zukunft‘“; 12/2012, S. 59
5 Bei Anlagen ≥ 30kW mussten technische Voraussetzun-
gen installiert werden, die dem Netzbetreiber die Abschal-
tung des Erzeugers vom Netz ermöglicht. 
Mit der EEG-Novelle 2012 wurde die 30kW-Grenze aufgeho-
ben; ältere (bis auf Kleinst-)Anlagen müssen nachgerüstet 
werden.  
Bundesweit beträgt die durchschnittliche PV-Anlagengröße 

Die Ursache für die Abregelungen liegen also beim 
Ausbau der Fotovoltaik. Die Regierung will daher 
ihre Förderung auf 2.500 – 3.500 MW im Jahr be-
grenzen. Wird das Gesamtausbauziel in Höhe von 
52 GW erreicht, erhalten neue Anlagen keine Ver-
gütung mehr. Ende 2012 lag der Gesamtbestand an 
PV-Anlagen bei ca. 33 GW. Gemäß EEG 2012 wer-
den also noch knapp 20 GW Zubau gefördert.

Problem(e)
Im Stromnetz müssen Erzeugung und Verbrauch 
immer übereinstimmen. Dazu setzen Stromerzeu-
ger und Netzbetreiber „Regelenergie“6 ein. Unter-
schieden wird in Primär- (innerhalb ≤ 30 sec.) und 
Sekundärregelung (innerhalb ≤ 5 min.) sowie Minu-
tenreserve (auch „Tertiärregelung“, innerhalb ≤ 15 
min.). Positive Regelung bedeutet zusätzliche Ener-
giezufuhr und negative Regelung Reduzierung der 
Einspeisung.
Die regenerative Stromerzeugung richtet sich 
weder zeitlich noch räumlich nach dem Bedarf, 
sondern nach dem Wetter („fluktuiert“). Das hat 
zur Folge, dass der erzeugte Strom an andere Orte 
transportiert (Netzausbau) oder gespeichert wer-

31,4 kWp (Februar 2013).
6 korrekter: Regelleistung
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den muss.7 Mit zunehmendem Ausbau der EE-An-
lagen wird das Problem dringender.
„Auch bei der eingesetzten Minutenreservear-
beit ist wie bei der Sekundärregelarbeit ein Ver-
schieben weg von der positiven hin zur negativen 
Minutenregelleisatung zu beobachten, was mög-
licherweise unter anderem auf den vermehrten 
Zubau erneuerbarer Erzeugung und der damit zu-
sammenhängenden stärker fluktuierenden Einspei-
sung zurückgeführt werden kann.“8

Womit also beginnen?
Nach der Häufigkeit des Einsatzes und der Dauer 
pro Einsatz sind Speicher für den Ausgleich zwi-
schen Schwach- und Hochlastzeiten, auch für 
Stromhandel, zur Unterstützung der Primärregelung 
in Netzen und für die Verbesserung oder Aufrecht-
erhaltung der Spannungsqualität zu unterscheiden.

Bevor die Frage „Stromnetz- oder Speicheraus-
bau?“ beantwortet werden kann, ist daher zu 
klären, von welchem Einsatzzweck und wel-
chen Speichern die Rede ist.
Charakteristisch für die Fotovoltaik ist ein aus-
geprägter Tagesgang – viel deutlicher, als bei 
Windkraft.
Damit die PV-Einspeisung nicht auf Kosten von 
abregelbaren Windkraft- bzw. anderen, größeren 
PV-Anlagen erfolgt, muss der Tagesverlauf der 
Einspeisung geglättet, d.h. Strom aus der Mit-
tags-Erzeugungsspitze gespeichert werden.9 Das 
kann an jeder einzelnen Anlage erfolgen oder beim 
Netzbetreiber. Dezentrale Speicher direkt an den 
Anlagen liefern einer größeren Zahl Menschen 
(=Stromerzeugern) einen Beitrag zur demokrati-
schen Teilhabe.

Für PV-Anlagen mit durchschnittlichen Anlagengrö-
ßen (31kWp) bieten sich in Deutschland zunächst 
elektrochemische Speicher (Blei-, Lithium-Io-
nen- und NiMH-, sowie NaS- und NaNiCl-Hoch-
temperaturbatterien) an, da in Deutschland die 

7 Siehe „Pufferspeicher für Solarstromanlagen – eine ener-
gietechnische Notwendigkeit“ Tarantel 59, S. 17
8 a.a.O.; S. 87
9 Das gilt im Umkehrschluss auch für jede einzelne 
Windkraftanlage.

geologischen Voraussetzungen für Pumpspeicher-
werke in größerem Maßstab nicht gege ben sind.10 

Wasserbasierte Speicherkraftwerke sind aber vor 
allem wegen geringer Verluste („Selbstentladung“) 
als Langzeitspeicher geeignet, z.B. um wochen-
lange Flauten im Winter, wenn die Sonneneinstrah-
lung gering ist, zu überbrücken.

Beitrag von Speichern zur Energiewende
Speicher erleichtern durch die Glättung der Ein-
speisung die Integration weiterer regenerativer 
Stromerzeuger (PV und Windkraft) und sie min-
dern das weitere Anwachsen der Ausfallarbeit. 
Neuere Werte, als die für 2011 liegen noch nicht 
vor. Da der PV-Zubau 2012 in der gleichen Größen-
ordnung war, wie 2011, kann für 2012 eine Ausfall-
arbeit von etwa 700 GWh erwartet werden.11 Das 
entspricht dem Jahres-Stromverbrauch von ca. 
200.000 3-Personen-Haus halten oder 420.000 t 
CO2-Emissionen.

Netzausbau
Das Beispiel der Energiespeicherung in Norwegen 
zeigt, dass der Stromnetzausbau (auf allen Ebenen) 
zweifellos erforderlich ist. Die Frage ist aber, in 
welchem Maße und in welcher Relation zum Spei-
cherausbau das erfolgt, welche Interessen damit 
bedient werden, wer die Kosten trägt und wer 
daran verdient.
Der Netzausbau kommt in erster Linie den Energie-
konzernen zugute.12 Das ist auch einer der Gründe, 

10 Das ist aus der Grund dafür, dass die „Smart Energy for 
Europe Platform“ eine Hochspannungsleitung nach Norwe-
gen fordert, um die dortigen Wasser-Speicherkapazitäten 
zu nutzen, denn Norwegen besitzt die Hälfte aller euro-
päischen Energiespeicherkapazitäten (82 TWh). In Zeiten 
starker Winde und Sonnenstrahlung könnte Norwegen mit 
Strom versorgt werden und seine Speicher füllen. Bei trü-
bem Wetter und Flaute in Deutschland kann dann Strom 
aus Norwegen bezogen werden.
11 gleicher Anstieg, wie von 2010 zu 2011
12 „Darüber hinaus haben alle Konzerne der ÜNB (mit 
unterschiedlicher Gewichtung) ein elementares Interesse 
am Netzausbau. Dies erscheint konsequent, denn insbe-
sondere Vattenfall und E.ON müssen wegen des mas-
siven Ausbaus der EEG-Anlagen in ihren Netzgebieten 
damit rechnen, dass ohne Netzausbau eigene Kraftwerke 
zeitweise vom Netz genommen werden müssen, um den 
Vorrang von Einspeisungen aus EEG-Anlagen zu gewähr-
leisten. Zudem investieren die Konzerne der ÜNB selbst 
massiv in EEG-Anlagen und Offshore-Windparks, für die 
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weshalb Netz- und Speicherausbau einander gegen-
über gestellt und dann die Stromgestehungskosten 
beider verglichen werden, um die Vorzugsvariante 
zu finden. Die anderen Aspekte der Energiewende 
werden (bewusst?) ignoriert.
Die Studie „Speicherstudie 2013“ vom Fraunhofer-
Institut für Solare Energiesysteme (ISE, 01/ 2013) 
kommt zum Ergebnis:
„Bei der netzdienlichen Betriebsführung konnte die 
Spitze der Überschusseinspeisung der Photovoltaik-
Anlagen am Tag der höchsten Netzeinspeisung auf 
54-70% je nach Durchdringung gesenkt werden. … 
Auf der anderen Seite können Photovoltaik�Batte-
riesysteme die am Abend auftretende Netzbezugs-
spitze durch die Entladung der Batterie senken. Beide 
Effekte hätten langfristig zur Folge, dass der Zubau 
von netzoptimierten Photovoltaik-Batteriesystemen 
zu einer Ver stetigung der residualen Last führt. … Die 
Simulation zeigt, dass Photovoltaik-Batteriesysteme 
mit geeigneter Betriebsführung wesentlich zu einer 
Entlastung der Stromnetze beitragen können. …  
In Summe ergibt sich für den EEG-umlagepflichtigen 
Letztverbraucher daraus eine reduzierte Belastung. 
… eine netzdienliche Betriebsführung (die Einspei-
semaxima in der Tagesmitte vermeidet) [unterstützt] 
automatisch die EEG-Umlagereduktion.“
Dagegen ignoriert die im Mai veröffentlichte Agora-
Studie „Kostenoptimaler Ausbau der Erneuerbaren 
Energien in Deutschland“ die Notwendigkeit der 
netzdienlichen Betriebsweise13 und kommt damit 
unter anderem zu dem Ergebnis:
„Ein starker Fokus auf dezentrale Photovoltaik-Bat-
teriespeicher-Systeme ist aktuell nicht erstrebens-

Netzanbindungsleitungen und Netzausbaukapazitäten 
geschaffen werden müssen.“;  
Zitat aus „Gutachten über die freiwillige Übertragung der 
Energieübertragungsnetze, die Errichtung einer bundeswei-
ten Netzgesellschaft und die regulatorischen Rahmenbe-
dingungen im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit“ von Hogan & Hartson 
Raue L.L.P.  und LBD Beratungsgesellschaft mbH, Berlin, 
Mai 2009
13 Prämisse des Batterieinsatzes: „Hierbei wurde unter-
stellt, dass es zu einem technologischen Durchbruch bei 
PV-Batterie-Systemen kommt und ein sehr starker Ausbau 
solcher Systeme vor allem mit der Motivation des Eigen-
verbrauchs und dadurch individuell realisierbarer Kosten-
einsparungen gegenüber dem Bezug aus dem öffentlichen 
Netz stattfindet.“ - Das ist nach dem Ergebnis der ISE-Stu-
die gerade NICHT netzdienlich!

wert. Erst bei einer Reduktion der Kosten solcher 
Systeme um 80 Prozent in den nächsten 20 Jahren 
wäre solch ein Szenario unter Kostengesichtspunk-
ten sinnvoll.“
Eine andere Aussage der Agora-Studie macht die 
eindimensionale Betrachtungsweise deutlich und 
lautet:
„Der Netzausbau ist eine wichtige Voraussetzung 
für die Energiewende. Unter reinen Kostengesichts-
punkten ist ein um wenige Jahre verzögerter Bau der 
Trassen des Bundesbedarfsplangesetzes nicht kri-
tisch. Der weitere Ausbau der Erneuerbaren muss 
auf diese Trassen nicht warten.“
Anscheinend ist die Bundestagsfraktion DER LIN-
KEN aus sozialen Überlegungen (Stromkosten) die-
ser rein finanziellen Betrachtungsweise auf den 
Leim gegangen. Auf die Nachfrage des SFV, der 
den Speicherausbau fordert: „... wie wollen Sie 
gravierende ZEITLICHE Unterschiede in Erzeugung 
und Verbrauch ausgleichen? Und wo vermuten Sie 
Überschuss-Regio nen?“14 lautet die Stromspeicher 
ablehnende Antwort:
„... ermöglichen große gut vernetzte Räume einen 
deutlich besseren zeitgleichen Ausgleich in Er-
zeugung und Verbrauch zwischen verschiedenen 
Regionen.
Die zweite Option erscheint uns für die nächsten 
zehn Jahre ökologisch und wirtschaftlich - und damit 
auch sozial - deutlich besser zu sein. Zum einen ist 
die Zwischenspeicherung von Strom gegenwärtig 
noch mit enormen Kosten und Effizienzverlusten 
sowie einem zusätzlichen Ressourcenverbrauch an 
zum Teil nicht unproblematischen Rohstoffen ver-
bunden. Zweitens scheint es uns wenig sinnvoll, in 
einer – warum auch immer - auf Autarkie getrimm-
ten Region verlustreich Strom zu speichern, während 
unter Umständen in Nachbarregionen zeitgleich dro-
hende Versorgungsdefizite dadurch ausgeglichen 
werden müssen, dass fossile Kraftwerke mehr als 
notwendig vorgehalten und hochgefahren werden.
Eine eher großräumige Vernetzung macht auch 
deshalb Sinn, weil somit unterschiedliche Wetter-
gebiete miteinander verbunden werden können. 
Weitere Flexibilisierungsoptionen, wie Demand Site 

14 siehe „Wie sollte die Politik auf die immer dringlicheren 
Warnungen vor dem Klimawandel reagieren?“ auf http://
www.oekologische-plattform.de/?p=4651
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Management (DMS) oder die Verbindung des Strom-
marktes mit dem Wärmemarkt (u.a. KWK) wirken in 
eine ähnliche Richtung, weil sie Erzeugungsspitzen 
glätten und Stromspeicher vermeiden helfen.

Zusammengefasst: Zusätzliche Kosten und Klima-
gase zu produzieren, nur um einem eindimensiona-
len Autarkiebegriff zu folgen - was wir Ihnen nicht 
unterstellen, aber was uns bei Anderen in der De-
batte gelegentlich mitzuschwingen scheint -, ist 
nicht unbedingt fortschrittliche Energiepolitik.
Die EE-Überschussregionen, nach denen Sie fra-
gen, sehen wir übrigens – vereinfacht - gegenwär-
tig beim Wind im Norden und stundenweise bei der 
Photovoltaik im Süden. Zieht man den darunterlie-
genden Sockel an fossil-atomarer Erzeugung ab, 
sieht die Sache natürlich anders aus. Aber letztere 
Betrachtung macht argumentativ eher dann Sinn, 
wenn die Windkraft für verstopfte Netze verantwort-
lich gemacht wird, gleichwohl die Kohleverstromung 
wieder ansteigt statt abzunehmen. Für eine län-
gerfristige Infrastrukturplanung wäre sie allerdings 
wenig seriös, sofern man den Atomausstieg und ein 
planmäßiges Sterben des fossilen Kraftwerksparks 
bis 2030/2040 zur Grundlage nimmt. In einem sol-
chen Schema dürfte die eingangs beschriebene Ver-
teilung von Überschüssen vorherrschen.“

Diese Argumentation ist in mehreren Punkten 
schief:
1. Schon die Gegenüberstellung ist falsch: Beides 

– Netz- und Speicherausbau – sind notwendig 
und ergänzen sich.  
Ein sicherer zeitgleicher Ausgleich von Strom-
erzeugung und -verbrauch ist ohne Speicher 
nur mit einem europaweiten Hochleistungsnetz 
möglich und kurzfristig („in den nächsten zehn 
Jahren“) kaum durchsetzbar.

2. Bei Speichern ist die Rede von „zusätzlichem 
Ressourcenverbrauch an zum Teil nicht unpro-

blematischen Rohstoffen“, doch auch Übertra-
gungsnetze verbrauchen Ressourcen. Welche 
„problematischen Rohstoffe“ gemeint sind, 
bleibt im Dunkeln.

3. Speicherverluste werden hervorgehoben und 
Ausfallarbeit ignoriert.

4. Durch Glättung der Einspeisung kann die erfor-
derliche Residuallast15 reduziert werden, wäh-
rend durch die Argumentation so getan wird, als 
würde der Speicherausbau fossile Kraftwerke 
erfordern.

5. Die „stundenweisen“ PV-Überschüsse treten 
immer zur gleichen Zeit auf – dann aber nicht 
nur im Süden....  
Das Erfordernis des tageszeitlichen Ausgleiches 
wird übersehen.

Plan-B-Check
1. Armut und Ausgrenzung: 

Netzausbau kann kostengünstiger sein als Spei-
cherausbau, doch Großprojekte werden meist 
teurer, als versprochen. 
Der Strompreis ist aber sowieso von den realen 
Kosten entkoppelt!

2. Ressourcenverbrauch     und     schädliche Emissionen:  
Ein solider Vergleich der Umweltbelastungen 
(„Ökobilanz“) von Netzen aller Leistungsebe-
nen und verschiedenen Speichertypen, bezogen 
auf eine Energieeinheit (1 kWh) ist nicht einmal 
ansatzweise bekannt.

3. demokratische Teilhabe: 
Ausbau der Übertragungsnetze konserviert die 
vorhandenen Monopolstrukturen und schafft 
günstige Voraussetzungen für neue Kohlekraft-
werke als Ersatz abgeschalteter AKW. Dezen-
trale, kleinere Speicher in der Hand einzelner 
Erzeuger oder der Kommunen haben den gegen-
teiligen Effekt.

15 Für die Bereitstellung durch Grundlastkraftwerke verblei-
bende Last.
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Vom Wetter zum „Un“Wetter
Der „Frühling“ der Extreme 2013 zeigt überdeutlich, die atmosphärische 
Zirkulation ist nachhaltig verändert. Westwinddrift, Nordatlantische und 
Arktische Oszillation sind nur noch schwach, der Polarwirbel instabil. 
Ursache ist die extrem starke Erwärmung der Arktis.

Jürgen Tallig
Ende März 50 cm Schnee an einem Tag in der Ukra-
ine, 30 cm Neuschnee und minus 25°C in Russland, 
in Nordengland und Schottland ähnliches, tau-
sende Tiere verenden auf den Weiden, meterhohe 
Schneeverwehungen, allenthalben Stromausfälle, 
halb Europa versinkt im Schnee- und Kältechaos. 
Auch in Deutschland werden neue Kälterekorde al-
lerorten gemeldet, und Ostern konnte man Schlit-
ten fahren. Es gibt Februarwetter bis weit in den 
April. Weihnachten 
blieb der Schlitten im 
Keller, da gab es einen 
Warmlufteinbruch und 
frühlingshafte 12 Grad 
plus. Im Januar wie-
derum fiel ein milder 
Landregen in erstaun-
te Gesichter. Tiefge-
frorene Böden also bis 
weit in den April und keinerlei Pflanzenwachstum, 
am 18. April dann ein Temperatursprung auf 25 
Grad, plötzlich Sommer in einer noch winterlichen 
Natur.
Es folgte ein Wetter-JoJo von Warmlufteinbrüchen 
aus Südost und kalter Luft aus nördlichen Rich-
tungen, die Fronten krachten irgendwo südlich 
von Berlin aufeinander. Irritierte Wettermodera-
toren meldeten das Abziehen von Regengebieten 
nach Westen. Klimawandelskeptiker trumpften an-
gesichts der Kaltlufteinbrüche selbstgefällig auf. 
Ende Mai nun, nicht enden wollende Tiefdruckge-
biete mit Starkregen und Gewittern aus Nordost, 
Überschwemmungen, nicht begeh- und befahrbare 
Felder, Land unter. Eine Katastrophe - erst die ver-
spätete Aussaat und nun alles unter Wasser und 
in zwei Wochen möglicherweise 30 Grad im Schat-
ten. Früher hätte das für Millionen Menschen Hun-
ger oder Tod bedeutet.

Und es kommt noch schlimmer, es hört nicht auf zu 
regnen. Man spricht von Jahrhundertflut, vielleicht 
wird es auch eine Jahrtausendflut. Es ist eine Jahr-
tausendflut geworden.
Das Wetter spielt offensichtlich verrückt! Auch die 
Klimawandelprojektionen hatten ja anderes er-
wartet. Doch statt milderer und feuchterer Winter, 
wie vom DWD auch noch 2013 prognostiziert, nun 
schon der vierte oder fünfte Winter mit extremen 

Kälteeinbrüchen. Die Tief-
druckgebiete ziehen nicht 
180 km nördlich von West 
nach Ost (DWD 2012), son-
dern saugen sich 1500 km 
südlich über Mittelmeer und 
Schwarzem Meer mit Feuch-
tigkeit voll, um dann in einem 
Bogen, von Nordost kom-
mend, Mitteleuropa unter 

Wasser zu setzen. Und dann immer wieder diese 
eisige Nordströmung. Aber über der Ukraine und 
Russland, die ja auch diesen Eisfrühling hatten, ist 
es schon wieder viel zu heiß.
Aber jede Krankheit hat ja eine Ursache.

Was verändert das Wetter über Europa auf 
diese überraschende Weise?
Eine Abschwächung des Golf- bzw. Nordatlantik-
stroms, durch den es ja in Nordwesteuropa 4 bis 
5°C wärmer ist, als auf demselben Breitengrad in 
Kanada, ist als Ursache eher auszuschließen.
Experten sehen eine Unsicherheit erst gegen Mitte 
oder Ende dieses Jahrhunderts, wenn das Grön-
landeis vollständig abgeschmolzen sein wird (Ste-
fan Rahmstorf, PIK).
Eine Abschwächung des Golfstroms erklärt auch 
nicht wirklich die absonderliche atmosphärische 
Zirkulation, die zur Zeit über Europa zu beobachten 

„Ganz recht, ich sagte, es sei nicht fünf vor zwölf, 
es sei vielmehr halb drei. Das war um halb drei. 
Inzwischen ist es vier. Nur merkt ihr es nicht. Ihr 
lest ein Buch über Kassandra, aber ihre Schreie 
habt ihr nicht gehört. Bald ist es fünf und wenn 
ihr Schreie hört, sind es die euren.“ 

Wolfgang Hildesheimer
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ist, mit stationärem Tief, Nordströmung, kreisför-
migen Tiefdruckbahnen von Südost nach Norden 
und dann nach Südwesten. Auch hätte ja eine Ab-
schwächung des Golf- oder Nordatlantikstroms 
eine Abkühlung z.B. auch um Grönland bewirken 
müssen.
Tatsache ist aber, dass es 2010 im arktischen Ka-
nada und auf Grönland 3-5°C zu warm war (WMO-
Bericht 2010), in den Folgejahren genauso. Auf 
einer Weltkarte  der NOAA von 2013 (siehe Presse-
mitteilung des DWD vom 12.04.2013) mit den Tem-
peraturabweichungen vom langjährigen Mittel, ist 
über Grönland und der Baffin Bay eine Abweichung 
von 6-10 Grad Celsius für den März 2013 einge-
zeichnet – nach oben. Die Arktis insgesamt ist die 
sich am stärksten erwärmende Region der Erde.
Also eine extreme Erwärmung genau in dem Be-
reich, wo unser Wetter gemacht wird. Zwischen 
subpolarer Tiefdruckrinne auf der Breite südliches 
Grönland und Subtropischem Hochdruckgürtel 
befindet sich die sogenannte planetarische Fron-
talzone, in der polare Kaltluft und vom Äquator 
kommende Warmluft aufeinander treffen und die 
enormen Temperatur- und Druckunterschiede ab-
gebaut und ausgeglichen werden – quasi der Motor 

der atmosphärischen Zirkulation der nördlichen 
Hemisphäre. Hier hat die Westwindströmung oder 
Westwinddrift ihren Ursprung, die bisher unser 
Wetter bestimmt hat. Sowohl am Boden als auch 
in der Troposphäre (Polarfront-Jetstream) verlaufen 
die Strömungen von West nach Ost und sind in ihrer 
Stärke jahreszeitlichen Schwankungen unterwor-
fen. Wenn sich der abzubauende Temperatur- und 
Druckunterschied wegen der Klimawandel-beding-
ten Erwärmung der Arktis verringert, dann hat das 
natürlich auch Folgen. Nämlich eine Schwächung 
der Westwinddrift und Veränderungen der atmo-
sphärischen Zirkulation über Europa.
Die starke Erwärmung der Arktis hat die atmo-
sphärischen Druck- und Strömungsverhältnisse 
auf der Nordhalbkugel verändert und ist Ursache 
der Wetterextreme dieses „Frühjahrs“, Westwind-
drift sowie nordatlantische und arktische Oszilla-
tion sind extrem schwach, der Polarwirbel instabil.
Die eisfreien Wasserflächen des Nordpolarmeeres 
haben einen Temperaturanstieg von 5°C und mehr 
bewirkt, sowohl über Grönland, als auch im arkti-
schen Kanada, aber auch über der Barents- und 
Karasee (siehe Bericht der Weltmeteorologie-Orga-
nisation 2010 und die Studie des PIK von Petoukhov 
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und Semenov 2010). Die arktische Meereisausdeh-
nung im Sommer ist in den letzten 30 Jahren um 
mehr als 50% zurückgegangen und das erneute 
Zufrieren erfolgt immer später, teilweise erst im 
Januar, die maximale Ausdehnung im März wird 
immer geringer (die kleinsten Maxima waren alle 
in den letzten 10 Jahren). Sehr wahrscheinlich ist, 
dass es einen Zusammenhang zwischen der Erwär-
mung der Arktis und den lang anhaltenden Kälte-
perioden der letzten Jahre in Europa gibt, den man 
„Warme Arktis-Kaltes Europa“ nennen könnte.
Auf Grund der sehr starken Erwärmung im Nor-
den haben sich die Temperatur- und damit Druck-
unterschiede enorm verringert, die sonst für eine 
mehr oder weniger stetige und kräftige Westströ-
mung sorgten. Das betrifft den Druckunterschied 
zwischen Arktis und mittleren Breiten, Arktische 
Oszillation (AO) genannt (Jaiser et al, 2012), aber 
auch die Nordatlantische Oszillation (NAO), das 
Druckverhältnis zwischen Azorenhoch und Island-
tief. Ist der Index der NAO positiv, gibt es eine kräf-
tige Westströmung oder Westwinddrift mit milder 
Atlantikluft, bei stark positiv (90er Jahre) geht es 
bis zum Orkan, wie z.B. „Kyrill“.
Beide verhindern eigentlich das Vordringen arkti-
scher Kaltluft aber auch warmer oder heißer Luft 
(Mittelmeer/Sahara) aus Süden nach Mitteleuropa.
Die Kältephasen in Europa gehen also meist mit 
einem negativen NAO und AO- Index und einer 
schwachen oder fehlenden Westwinddrift einher, 
einschließlich eines geschwächten Jetstreams, 
bzw. Polarwirbels.
Das war laut WMO 2010 so, mit extrem negativen 
Werten, und wird in diesem Winter und Frühjahr 
noch weit übertroffen. Bei negativem AO-Index ist 
das Polarhoch stark im Verhältnis zu einem schwa-
chen Tiefdruckgürtel, der weit nach Süden abge-
drängt wird. Das ganze Frühjahr schon haben wir 
im Nordatlantik/Nordmeer bis Nordsee/Norwegen 
starke Hochdruckgebiete, um die ja die Luft im Uhr-
zeigersinn zirkuliert (im Gegensatz zu Tiefdruckge-
bieten) und eine stetige kalte Nordströmung, die 
weit ins nördliche Mitteleuropa reicht. Und ob es 
so etwas, wie Islandtief und Azorenhoch noch gibt, 
scheint eher ungewiss. Schon 2010 konstatierte 
der DWD neben negativer NAO, das faktische Feh-
len des Islandtiefs und ein verschobenes Azoren-

hoch (Klimastatusbericht 2010). Früher entstand 
ein Tief bei Island, zog mit der Westwinddrift über 
Frankreich und Deutschland hinweg nach Osten 
und löste sich an der polnisch-russischen Grenze 
auf. Dieses alte Wetter scheint es nicht mehr zu 
geben.
Diese Veränderungen erklären auch die momen-
tane Katastrophe.
Aus den genannten Gründen ziehen die atlanti-
schen Tiefs nun viel weiter südlich nach Osten, 
übers Mittelmeer und Schwarze Meer, wo sie auf 
das Hitzehoch über der Ukraine treffen und voll-
gesogen mit Feuchtigkeit nach Norden abdrehen, 
wo sie wiederum von der kalten Nordströmung ge-
blockt nun langsam nach Südwesten ziehen, oder 
verharren. Das weitere ist bekannt.
Möglicherweise erleben wir gerade eine Umstel-
lung der Muster der Großwetterlagen in Europa, 
wo die alten West-Ost-Verläufe eher die Ausnahme 
sein werden, hin zu einem ständigen Wechsel und 
dem Aufeinanderprallen von Strömungen aus ver-
schiedenen Richtungen.
Das wäre dann ein ständiger Wechsel zwischen 
Nord und Südströmung (Wetter-JoJo), also einmal 
sehr kalter und dann wieder warmer oder schwül-
feuchter Luft, wie wir es in den letzten Jahren ja 
schon oft erleben mussten (das unerträgliche Wet-
ter-Hin und Her) oder beides gleichzeitig, wie in 
den letzten Wochen, wo Deutschland ja wettermä-
ßig zweigeteilt war.
Oder eben, wie jetzt, eine Art Kreisbewegung von 
Südost kommend und nach Südwest umschwen-
kend, was ja auch keine übliche Vb-Wetterlage 
war-  die kommt ja von Süden und nicht aus Nord-
ost. Eine katastrophenträchtige Gemengelage, wie 
wir gerade erleben müssen. Ein neues Tief könnte 
hier Unvorstellbares geschehen lassen. Und wenn 
die Zirkulation sich so verändert hat, dann kommt 
das nächste „Jahrhunderthochwasser“ möglicher-
weise nicht in 10 Jahren, sondern vielleicht in 10 
Wochen.
Wann und wie und ob sich die neuen Zirkulations-
muster erkennbar stabilisieren werden, bleibt abzu-
warten. Sicher scheint einzig die Unbeständigkeit, 
in einem ganz neuen Sinne.
Die Kälteeinbrüche, die es seit einigen Jahren 
mit sich verstärkender Tendenz gibt und die ich 
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Schneekönigin-Effekt nennen möchte, sind eine 
eher unerwartete und überraschende Folge des 
Klimawandels, aber nur ein Symptom eines großen 
Andersrum, das uns jetzt schon das Fürchten lehrt. 
Wenn die Erwärmung in der Arktis und im Nordat-
lantik noch weitergeht – was sehr wahrscheinlich 
ist – werden sich die Oszillationen weiter abschwä-
chen und die jetzigen Wetterlagen verstärkt wieder-
holen. Die Dicke des arktischen Meereises hat in 
den letzten drei Jahrzehnten um drei Fünftel abge-
nommen (Deutsche Forschungsinstitute zum Meer-
eisrekord, 2012). Möglicherweise haben wir schon 
in 15 Jahren ein eisfreies Polarmeer, dann gibt es 
eh kein Halten mehr (auftauender Permafrost).
Der ungebremste Ausstoß von Treibhausgasen 
durch die Industrie- und Autoländer, Anstieg der 
CO2- Emissionen seit 1992 um 50%, von 20 auf 
30 Billionen Tonnen, hat dem Klimawandel eine 
nicht mehr begrenzbare Dynamik verliehen und 
jetzt möglicherweise, die seit Menschengeden-
ken bestehenden atmosphärischen Strömungs- 
und Wettermuster durcheinander gebracht: statt 
milder Westströmung, nun eisige Nordströmung 

Anmerkung der Redaktion:
Der schwarz-weiß-Druck kann nur einen unvollkommenen Eindruck der beschriebenen Temperaturabwei-
chungen von langjährigen Mittelwert ergeben. Daher verweisen wir auf die Abbildungen im Internet:
http://nsstc.uah.edu/climate/2013/march/MARCH-2013_map.jpg
siehe auch
http://www.climatewatch.noaa.gov/wp-content/uploads/2012/08/presstempanom_may-jul2012_lrg.jpg
http://www.youtube.com/watch?v=oAcSs8xe_Vw
http://www.columbia.edu/~mhs119/Temperature/
http://www.climatewatch.noaa.gov/image/2010/global-temperature-anomalies-october-2010

oder/und warme/heiße Südströmung, oder eben 
das Unsägliche, was im Moment gerade passiert. 
Möglicherweise haben wir die Regelmechanis-
men von GAIA (Mutter Erde), zum Ausgleich von 
Störungen unterschätzt (siehe James Lovelocks , 
„Gaia-Hypothese“).
Wie und ob diese Strömungs- und Wetterlagenum-
stellung die Erwärmung in den Nordpolarregionen 
mindern kann und wird, es also da eine Rückkopp-
lung gibt, bleibt abzuwarten. Aber wahrscheinlicher 
ist, dass die Erwärmung der Arktis noch schneller 
gehen wird, da die kalte Luft ja nur noch einge-
schränkt von Westwinddrift und Polarwirbel zu-
rückgehalten wird. Und vielleicht merken ja auch 
die Autobauer und Geldvermehrer, dass etwas 
nicht stimmt, ihr Tun Folgen hat und sie möglicher-
weise gerade die Grundlage des ganzen Geschäfts 
ruinieren.
Wer meinte, Klimawandel bedeute, ein bissel Heiz-
kosten sparen und ginge ihn sonst nichts an, ist 
wohl nun eines Schlechteren belehrt.

Naturschutz und Allmenden gehören zusammen

Beim ersten Besuch von Michael Succow in der 
Oya-Redaktion entstand spontan ein Gespräch mit 
Johannes Heimrath über traditionelle und moderne 
Allmenden.1

Michael, die Ausgabe 1 von Oya hatten wir der All-
mende gewidmet. Das hat uns eine Tür auch in die 
internationale Diskussion rund um die Commons ge-
öffnet. Viele Gespräche über privates, öffentliches 

1 aus: Oya – anders denken.anders leben (CC-BY-Lizenz)

und gemeinschaftliches Eigentum haben uns einen 
entscheidenden Punkt gelehrt: Erst wenn »Eigen-
tum« nicht mehr so gedacht wird, dass Menschen 
ein Objekt gehört, sondern dass wir anderen Sub-
jekten angehören, stellt sich die Commons-Idee 
vom Kopf auf die Füße. Dann löst sich die Ökonomie 
des Habens auf, und es geht ums Hegen, Pflegen 
und Teilen.
Bei Ethnien, die eine Allmende-Tradition entwickelt 
und erhalten haben, ist eine derartige Ökonomie 

Interview von Johannes Heimrath mit Michael Succow erschienen in OYA 20/20131
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Wer trägt in diesen Gemeinschaften in erster Linie 
die Verantwortung?
Vor allem die Dorfältesten. Was sie sagen, gilt. Wie 
das funktioniert, habe ich immer wieder erleben 
können, z. B. als man beschloss, das Netz von klei-
nen Vulkanhügeln, die die Landschaft durchziehen 
und bislang beweidet wurden, wieder bewalden 
zu lassen. In Deutschland müsste man darumhe-
rum einen Zaun ziehen, aber die Äthiopier mögen 
keine Zäune. Stattdessen haben die Dorfältesten 
den Hütekindern vermittelt, dass dies kleine heilige 
Berge seien, die wieder Wald tragen sollten. Schaf, 
Rind und Ziege durften dort nicht mehr hineinlau-
fen. In kürzester Frist keimten Akazien, die Gräser 
regenerierten sich, und heute kann man zusehen, 
wie auf einst überweideten Hügeln ein neuer Wald 
entsteht. Die »ZEIT«-Journalistin Christiane Grefe 
sagte kürzlich: »Eine Lösung für die Weltarmut wird 
es entweder überhaupt nicht oder nur anknüpfend 
an die traditionellen bäuerlichen Kulturen geben.« 
Das ist es, was wir jetzt begreifen sollten.
Bei derartigen Erzählungen stellt sich mir stets die 
Frage: Können wir einen solchen indigenen Umgang 
mit der Natur auch auf unseren Lebensraum über-
tragen? Immerhin lebt auch mitten in Deutschland 
ein indigenes Volk, das Volk der Sorben und Wen-
den in der Lausitz. Du hast dort mitgeholfen, ein 
Biosphärenreservat zu etablieren. Welche Erfahrung 
hast du gemacht?
Das Biosphärenreservat Spreewald in der Nieder-
lausitz, vor über 20 Jahren begründet, ist eines 
derjenigen in Deutschland, die am besten funktio-
nieren. Nach der Wende war der Ansturm des Tou-
rismus aus Berlin groß. Mensch und Natur litten 
unter den Motorbooten auf den unzähligen Wasser-
adern, die den Wald durchziehen. Die Einrichtung 
des Biosphärenreservats konnte die Region befrie-
den. Der »Mythos Spreewald« blieb erhalten.
Ich habe damals Manfred Werban, einen Sorben, 
als Leiter einsetzen können. Er ist auf einem klei-
nen wendischen Hof im Spreewald mit Gurken und 
Meerrettich-Äckern aufgewachsen, kam also aus 
der Region. Er hat es mit seinen Mitarbeitern ge-
schafft, die Gemeinden dort für die Idee des Bio-
sphärenreservats und den Erhalt des »Mythos 
Spreewald« zu gewinnen. Auf den Feldern zwi-

noch Praxis. Wir sollten dies erhalten und sichern 
helfen und nicht wie in vielen Entwicklungshilfe-
projekten animieren: »Ihr müsst privatisieren, das 
bringt den Fortschritt.« Inzwischen fängt ein Um-
denken an. Ich komme gerade aus Äthiopien, wo 
meine Stiftung gemeinsam mit dem NABU bei der 
Einrichtung eines großen Biosphärenreservats am 
Tanasee, dem Quellgebiet des Blauen Nils, mit-
hilft. Das Vorhaben wird durch das Bundesent-
wicklungsministerium und in Teilen durch das 
Bundesumweltministerium finanziert. Die Region 
um den Tanasee gehört zum Kernland Äthiopiens, 
besiedelt von Amharen, die tief in der koptisch-
christlichen Kirche verwurzelt sind. Es handelt sich 
um eine über 2000 Jahre alte Kulturlandschaft auf 
fruchtbaren Niederungsstandorten, die durch die 
jährlichen Überflutungen der Regenzeit ihre Feuch-
tigkeit und natürliche Düngung erhalten. Die Wei-
degebiete sind Allmenden, die Äcker werden von 
der Dorfverwaltung nach wie vor jeweils an eine 
Generation verpachtet. Es herrschen Kleinstruktu-
ren von jeweils mehreren Hektar vor. Die Gemein-
schaften werden von den Dorfältesten geführt. Die 
»Urproduktion« geschieht hier noch mit Hakenpflug 
und Sichel. Dies sichert Zehntausenden den Ar-
beitsplatz und die Einbindung in die dörfliche Ge-
meinschaft. Hier wohnen nach unseren Maßstäben 
materiell arme, aber ungewöhnlich fröhliche, fried-
fertige, geborgene Menschen, die in Würde leben 
und zu ihren Mitgeschöpfen, ob Haustier oder wil-
der Vogel, ausgesprochen freundlich sind. In diesen 
alten Kulturen habe ich wirkliche Gemeinschaften 
erlebt, mit festgefügten Normen, keine Entwurze-
lung, Orientierungslosigkeit, kein Getriebensein 
durch Angst und Gier. Unvorstellbar die Folgen, 
gingen diese Räume durch industriemäßige Agrar-
produktion verloren, zu schweigen von den ökolo-
gischen Folgen der Ackergifte.
Sicherlich ist Entwicklung durch Bildung wich-
tig, gerade für die Frauen und Mädchen. Notwen-
dig wären auch kleine Öfen, in denen das Holz für 
die tägliche Speisebereitung effizienter verbrennt. 
Aber den Gesamtansatz, dass die Gemeinschaft 
für ihre Flächen die Verantwortung trägt – diese 
Strukturen sollten wir nicht durch unseren Fort-
schrittswahn zerstören.
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schen den Spreewald-Kanälen, die zu klein waren, 
als dass dort zu DDR-Zeiten Landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaften gegründet worden 
wären, konnte wieder an die traditionelle klein-
gliedrige Landwirtschaft angeknüpft werden. Vie-
les wird in Gemeinschaft erledigt, sonst kann man 
unter den schwierigen lokalen Bedingungen gar 
nicht produzieren. Insofern bilden die zentralen 
Spreewald-Dörfer Allmenden, auch wenn die Flä-
chen in Privatbesitz sind. In diesem Biosphärenre-
servat gelang es, Produkte des Spreewalds durch 
die EU zertifizieren zu lassen, z. B. die »Spreewald-
gurke«, und es gibt Sonderregelungen in Bezug auf 
Förderung. All das war am Anfang nicht absehbar, 
aber es zeigt, welche Kraft sich entwickelt, wenn 
sich eine Gemeinschaft mit ihrer Region identi-
fiziert. Die Einwohner haben es auch geschafft, 
ihren Naturraum von einer industriemäßigen Ag-
rarproduktion freizuhalten. Kein »Investor« hat es 
bislang gewagt, in der Landschaft Anlagen zu einer 
»industriellen Tierproduktion« zu errichten.
Ich bin über die Oberlausitz zu den Sorben gekom-
men. 2008 habe ich die Gemeinde Nebelschütz bei 
ihrer Bewerbung für den europäischen Dorfwettbe-
werb unterstützt. Im Rahmen einer Zukunftswerk-
statt haben wir damals diskutiert, warum sich die 
Sorben immer als »Minderheit« bezeichnen und 
nicht selbstbewusst als »kleines Volk«, das sie von 
Rechts wegen sind. Sie haben jedoch keine politi-
sche Vertretung, und so gilt auch für sorbische und 
wendische Ortschaften das deutsche Bergrecht, 
was dazu führt, dass noch heute ganze Dörfer für 
den Braunkohleabbau weggebaggert werden.
Seit zwei Jahren arbeitet eine Initiativ-Gruppe daran, 
ein sorbisches Parlament ins Leben zu rufen. Es 
wurde erkannt, dass nichts gewonnen ist, wenn 
so ein Parlament nur ein Abklatsch der deutschen 
Strukturen in sorbischer Sprache darstellen würde. 
Es müsste sich vielmehr differenzieren und beispiels-
weise Entscheidungsstrukturen abbilden, die der 
sorbisch-wendischen Kultur entsprechen, und das 
sind interessanterweise Allmende-Strukturen oder 
eine Konsenskultur, in der in dezentralen Prozessen 
Entscheidungen gefunden werden. Solchen Fragen 
konnten wir unter anderem in einem Workshop der 
Initiativ-Gruppe mit der Heinrich-Böll-Stiftung und 

Harald Welzers Stiftung »Futurzwei« nachgehen. Der 
Slogan der Initiative ist: »Wir haben etwas zu geben!« 
Es geht nicht um eine Abspaltung, sondern um ein 
Teilen der Schätze dieser Kultur. Die Sorben haben 
eine besondere Beziehung zur Natur und ihrer Land-
schaft. Es könnte höchst fruchtbar sein, eine Brücke 
zwischen der Parlamentsinitiative und den sorbi-
schen Biosphärenreservaten zu schlagen.
Das ist schön, zu hören! Die Oberlausitzer Heide- 
und Teichlandschaft ist ja auch ein Biosphärenre-
servat. Auch dort gibt es eine Rückbesinnung. Es 
wurden ökologisch wirtschaftende Betriebe auf-
gebaut, zum Beispiel in der Karpfenzucht. Als »Al-
leinstellungsmerkmale« leben hier Wölfe und die 
letzten Birkhähne im Tiefland Deutschlands. Ja, wir 
sollten dort eine Verbindung herstellen.
Du hast von einer ursprünglichen Allmende in Äthio-
pien erzählt. Auch in der Lausitz gibt es traditionelle 
Strukturen. Wie lassen sich diese Welten mit sich 
neu formierenden Allmende-Initiativen, auch der ur-
banen Postmoderne, zusammenbringen?
Ich finde es interessant, dass sich aus der Hoch-
Spät-Konsumgesellschaft heraus wieder ein Trend 
zur Allmende entwickelt. Dazu gehört auch die Be-
wegung für urbanes Gärtnern. Das ist eine Entwick-
lung von unten, und das macht sie zukunftsfähig. Ein 
gutes Beispiel für Regionalentwicklung ist auch das 
Biosphärenreservat Rhön mit seinen zertifizierten 
regionalen Produkten, zum Teil in genossenschaft-
licher Produktionsweise und mit erfolgreichem 
sanftem Tourismus.
Anders als in Äthiopien haben wir hierzulande nur 
sehr begrenzte Subsistenz-Möglichkeiten. Subsis-
tenz – neu gedacht! – muss heute größere Regionen 
umfassen. Dabei scheint mir das schon angespro-
chene neue Verständnis von Eigentum von zentra-
ler Bedeutung zu sein. Es könnte sich schlicht aus 
der Erfahrung und dem Bewusstsein speisen, dass 
die Menschen sich Lebensquellen teilen. Dann geht 
man anders mit dem, was außerhalb unserer Körper 
noch auf der Welt da ist, um. Alles, was um mich 
herum lebt, muss gesund sein, damit ich selbst ge-
sund leben kann. Wer mit dem Land eine Gemein-
schaft bildet, setzt keine Ackergifte ein oder ruiniert 
den Boden durch industrielle Bearbeitung. Bei uns 
in Vorpommern haben wir nur noch vier Prozent 
Humus auf den Feldern. Das ist Wüstenboden!
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Nein, ihr habt nicht vier Prozent, ihr habt ein halbes 
Prozent! Die Maiskulturen und Zuckerrüben, die 
hier vorwiegend angebaut werden, sind alles ex-
reme Humuszehrer. Der Boden ist heruntergewirt-
schaftet. Ich habe die längste Zeit meines Lebens 
als Bodenkundler gearbeitet und weiß: Wie hier 
durch die Agroindustrie die Böden zerstört werden, 
ist nicht mehr hinzunehmen!
Da müsste sich die deutsche Regierung, wenn sie in 
Äthiopien pastorale Kulturen erhalten will, die Frage 
stellen, wie sie die Böden im eigenen Land gesund 
erhalten kann. Doch trotz aller Kampagnen für eine 
ökologische Landwirtschaft geht es hier politisch 
kaum voran.
In einer Demokratie sollte es prinzipiell möglich 
sein, durch Aufklärung und Verweigerung etwas zu 
ändern. Ich bin ja im »real existierenden Sozialis-
mus« in Ostdeutschland groß geworden. Politische 
Wenden sind möglich und werden wahrschein-
licher, je mehr sich die Katastrophen zuspitzen. 
Im Gegensatz zum »Sozialismus« habe ich heute 
Freiräume, kann sagen, kann publizieren, was ich 
denke, und Menschen um mich sammeln. In allen 
Schichten der Bevölkerung macht sich die Sorge 
breit, dass es mit unendlichem Wirtschaftswachs-
tum nicht weitergehen kann. Die Summe von Einzel-
interessen ergibt niemals ein Allgemeininteresse; 
Gemeinwohl ist das Wichtigste. Gesunder Boden, 
der unter sich trinkfähiges Grundwasser bildet und 
gesunde Nahrung liefert, und über mir ein Himmel, 
in dem die Lerche jubiliert – das ist für mich der In-
begriff von Gemeinwohl.
Wir müssen positive Beispiele schaffen, wo Men-
schen den Boden tatsächlich als Gemeingut erfah-
ren können. Ich möchte mithelfen, eine Vision zu 
verwirklichen, im Greifswalder Umland möglichst 
viel von dem noch nicht an die Agrarindustrie ver-
kauften Land in vernünftige nachhaltige, ökologisch 
und sozial verträgliche Nutzung zu überführen. 
Dazu ließen sich womöglich die Stadtwerke mit 
ins Boot holen, zum Beispiel mit dem Argument, 
dass ökologische Bewirtschaftung das Grundwas-

ser schützt. Mein Nachfolger am Botanischen In-
stitut, Martin Wilmking, hat bislang erfolgreich 
eine Initiative »Klimaneutrale Universität« entfaltet. 
Warum kann es nicht auch eine subsistente Uni-
versität geben? Wir haben vor, einen Terra-Preta-
Garten und eine Streuobstwiese auf dem Gelände 
der Universität, das unser Stif-tungshaus umgibt, 
anzulegen. Die Studenten können sich dann selbst 
versorgen. Es ist wichtig, eine politische Lobby 
aufzubauen, die die Regierung dazu bewegt, noch 
nicht privatisiertes Land aus dem DDR-Bestand an 
ökologisch orientierte Landwirte zu vergeben.
Ich sehe immer deutlicher, dass Naturschutz, Re-
gionalentwicklung, ökologische Landwirtschaft und 
Bildung zu einer Allianz finden müssen. Der All-
mende-Aspekt ist der gemeinsame Nenner all jener 
Initiativen, über die wir gesprochen haben, ob in Äthi-
opien, in der Lausitz, in der Rhön oder in Greifswald.
Gerade komme ich von einem Seminar mit jungen 
Leuten, die ein freiwilliges ökologisches Jahr ab-
solvieren. Sie fragen, was sie tun können, wie sie 
sich wirksam in einen großen Zusammenhang ein-
bringen können. Allmende-Prinzipien, wo immer sie 
konsequent umgesetzt werden, bilden einen sol-
chen Zusammenhang, denn sie sind der Kern der 
Zukunftsfähigkeit.
Von meinen Absolventen ist ein Teil in die Subsis-
tenzwirtschaft gegangen. Sie wollen sich in einer 
nützlichen Gemeinschaft verwirklichen, keine 
»Schädlinge« mit riesigem ökologischem Fußab-
druck sein. Das beeindruckt mich!
So entsteht doch bereits eine neue Allmende-Tradi-
tion! Michael, hab’ vielen Dank für unser Gespräch. 
Wir setzen es fort.

Der Spur eines Natur- und Menschenfreunds fol-
gen: www.succow-stiftung.de. 

Literatur:  Michael Succow u. a. (Hrsg.): Natur-
schutz in Deutschland. Rückblicke – Einblicke – 
Ausblicke. Ch. Links Verlag, 2012
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Dezentrale regionale 
Energieautarkie macht 
Netzausbau überflüssig

Netzausbau soll 
Eneuerbaren 
Energieausbau 
bremsen

Unsere Forderungen an die 
Bundesregierung:
• Erneuerbare Energie stärker fördern 

als bisher

• Neubau von Kohlekraftwerken 
verbieten

• Regionale, dezentrale und autarke 
Energieversorgung fördern

• Windenergie vorrangig an Land 
fördern

• Speicherausbau für Erneuerbaren 
Strom fördern

• deutschlandweiter Zusammenschluss 
der Netze mit zentraler Steuerung

Vorrangig Netzerhaltungsmaßnahmen 
durchführen.
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